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Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) Stand 12/2016 

I. Allgemeine Bestimmungen 

1. Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen (nachfolgend auch „AGB“) gelten für alle gegenwärtigen 
und zukünftigen Geschäftsbeziehungen zwischen der Firma Donau-Auto Obernzell (nachfolgend auch 
Auftragnehmer, Verkäufer, Vermittler genannt) und dem Kunden (nachfolgend auch Auftraggeber, 
Käufer genannt).  

2. Mit der Inanspruchnahme von Leistungen aus den nachfolgend genannten Geschäftsfeldern der Fa. 
Donau-Auto Obernzell, erkennt der Kunde die AGB in der im Zeitpunkt der Inanspruchnahme jeweils 
gültigen Fassung an. Die AGB können zu den Geschäftszeiten von Donau-Auto Obernzell vom Kunden 
in den Geschäftsräumen von Donau-Auto Obernzell eingesehen werden, zudem kann der Kunde sich 
die AGB in gedruckter Fassung mitnehmen. Die AGB können auch jederzeit auf der Internetseite von 
Donau-Auto Obernzell ( www.donau-auto.de ), abgerufen werden. Entgegenstehende oder 
ergänzende AGB des Kunden werden nicht anerkannt und werden nicht Vertragsbestandteil, es sei 
denn, Donau-Auto Obernzell stimmt diesen im Einzelfall ausdrücklich schriftlich zu. 

3. Donau-Auto Obernzell behält sich bei Dauerschuldverhältnissen vor, diese AGB jederzeit zu ändern, 
soweit dies aus triftigen Gründen, insbesondere aufgrund einer geänderten Rechtslage oder 
höchstrichterlichen Rechtsprechung, technischer Änderungen oder Weiterentwicklungen, neuer 
organisatorischer Anforderungen des Massenverkehrs, Regelungslücken in den AGB, Veränderung der 
Marktgegebenheiten oder anderen gleichwertigen Gründen erforderlich ist und den Kunden nicht 
unangemessen benachteiligt. Änderungen der AGB werden dem Kunden mindestens sechs Wochen 
vor ihrem Inkrafttreten schriftlich oder per E Mail mitgeteilt. Die Änderungen werden wirksam, wenn 
der Kunde nicht innerhalb dieser Frist von sechs Wochen (beginnend nach Zugang der schriftlichen 
Änderungsmitteilung) schriftlich oder per E-Mail widerspricht und Donau-Auto Obernzell den Kunden 
auf diese Rechtsfolge in der Änderungsmitteilung hingewiesen hat. Bei unentgeltlich bereitgestellten 
Leistungen ist Donau-Auto Obernzell jederzeit berechtigt, die AGB zu ändern, aufzuheben oder durch 
andere AGB zu ersetzen sowie neue Leistungen unentgeltlich oder entgeltlich verfügbar zu machen. 

II. Geschäftsbedingungen der einzelnen Geschäftsfelder 

Die Firma Donau-Auto Obernzell unterhält verschiedene Geschäftsfelder. 

Für jedes Geschäftsfeld gelten zu diesen AGB zusätzlich die Bedingungen des jeweiligen 
Geschäftsfeldes.  

Die Geschäftsfelder sind: 

A) Kfz Reparaturen unterteilt in:  
A1 Endverbraucher  
A2 Gewerbetreibender 

B) Fahrzeugverkauf unterteilt in: 
B1 Gebrauchtwagenverkauf Endverbraucher/Gewerbetreibender 
B2 Neuwagenverkauf Endverbraucher/Gewerbetreibender  
Fahrzeugvermittlung Gebrauchtwagen Endverbraucher/Gewerbetreibender 
Fahrzeugvermittlung Neuwagen Endverbraucher/Gewerbetreibender 
 

http://www.donau-auto.de/
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C) Ersatzteile unterteilt in: 
Teileeinkauf  
Teileverkauf 

III. Gerichtsstand 

Für sämtliche gegenwärtigen und zukünftigen Ansprüche aus der Geschäftsverbindung mit Kaufleuten 
einschließlich Wechsel- und Scheckforderungen ist ausschließlicher Gerichtsstand der Sitz des 
Auftragnehmers. Der gleiche Gerichtsstand gilt, wenn der Auftraggeber keinen allgemeinen 
Gerichtsstand im Inland hat, nach Vertragsabschluss seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthaltsort aus dem Inland verlegt oder sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthaltsort zum 
Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist. 

IV. Außergerichtliche Streitbeilegung 

1. Kfz-Schiedsstellen 

a) Ist der Betrieb Mitglied der örtlich zuständigen Innung des Kraftfahrzeughandwerks kann der 
Auftraggeber bei Streitigkeiten aus diesem Auftrag (mit Ausnahme von Nutzfahrzeugen mit einem 
Gesamtgewicht von mehr als 3,5 t) oder - mit dessen Einverständnis - der Auftragnehmer die für den 
Auftragnehmer zuständige Kfz-Schiedsstelle anrufen. Die Anrufung muss unverzüglich nach Kenntnis 
des Streitpunktes durch Einreichung eines Schriftsatzes (Anrufungsschrift) bei der Schiedsstelle 
erfolgen. 

b) Durch die Entscheidung der Kfz-Schiedsstelle wird der Rechtsweg nicht ausgeschlossen. 

c) Durch die Anrufung der Kfz-Schiedsstelle ist die Verjährung für die Dauer des Verfahrens gehemmt. 

d) Das Verfahren vor der Kfz-Schiedsstelle richtet sich nach deren Geschäfts- und Verfahrensordnung, 
die den Parteien auf Verlangen von der Kfz-Schiedsstelle ausgehändigt wird. 

e) Die Anrufung der Kfz-Schiedsstelle ist ausgeschlossen, wenn bereits der Rechtsweg beschritten ist. 
Wird der Rechtsweg während eines Schiedsstellenverfahrens beschritten, stellt die Kfz-Schiedsstelle 
ihre Tätigkeit ein. 

f) Für die Inanspruchnahme der Kfz-Schiedsstelle werden Kosten nicht erhoben. 

2. Hinweis gemäß § 36 Verbraucherstreitbeilegungsgesetz (VSBG) 

Der Auftragnehmer wird nicht an einem Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des VSBG teilnehmen und ist hierzu auch nicht verpflichtet. 

V. Schlussbestimmung 

1. Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland. Die Bestimmungen des UN-Kaufrechts und 
Rechtsnormen, die auf eine andere Rechtsordnung verweisen, finden keine Anwendung. Sofern von 
diesen AGB Abschriften in anderen Sprachen als deutsch gefertigt worden sein sollten, ist einzig die 
deutsche Fassung für Donau-Auto Obernzell und den Kunden verbindlich. 

2. Mündliche Nebenabreden und Ergänzungen zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses bestehen nicht. 
Nebenabreden, Änderungen oder Ergänzungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Die 
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Aufhebung des Schriftformerfordernisses bedarf ebenfalls der Schriftform. Die Schriftform im Sinne 
dieser AGB wird auch durch E-Mail und Fax gewahrt. 

3. Erfüllungsort ist 94130 Obernzell. Gerichtsstand für Streitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit 
dem zwischen Donau-Auto Obernzell und dem Kunden bestehenden Vertragsverhältnis ist Passau, 
sofern der Vertragspartner Kaufmann, eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein 
öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist. 

4. Sollte eine Bestimmung dieser AGB unwirksam sein oder werden, bleibt die Wirksamkeit der übrigen 
Bestimmungen davon unberührt. An die Stelle der unwirksamen Bestimmung oder der Lücke tritt eine 
dem wirtschaftlichen Zweck der Vereinbarung nahekommende Regelung, die von den Parteien 
vereinbart worden wäre, wenn sie die Unwirksamkeit der Bestimmung gekannt hätten. 
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A 1 Donau-Auto Obernzell 

Bedingungen für die Ausführung von Arbeiten an Kraftfahrzeugen, Anhängern, Aggregaten und deren 
Teilen und für Kostenvoranschläge, wenn der Kunde Verbraucher i.S.d. § 13 BGB ist. Verbraucher sind 
natürliche Personen, die ein Rechtsgeschäft zu Zwecken abschließen, die überwiegend weder ihrer 
gewerblichen noch ihrer selbständigen beruflichen Tätigkeit zugerechnet werden können. 

I. Auftragserteilung 

1. Im Auftragsschein oder in einem Bestätigungsschreiben sind die zu erbringenden Leistungen zu 
bezeichnen und der voraussichtliche oder verbindliche Fertigstellungstermin anzugeben. 

2. Der Auftraggeber erhält eine Durchschrift des Auftragsscheins. 

3. Wird kein schriftlicher Auftrag erteilt, so gelten die mündlich zwischen Auftragnehmer und 
Auftraggeber getroffenen Vereinbarungen. 

4. Der Auftrag ermächtigt den Auftragnehmer, Unteraufträge zu erteilen und Probefahrten sowie 
Überführungsfahrten durchzuführen. 

5. Übertragungen von Rechten und Pflichten des Auftraggebers aus dem Auftrag bedürfen der 
schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers. 

II. Preisangaben im Auftragsschein; Kostenvoranschlag 

1. Auf Verlangen des Auftraggebers vermerkt der Auftragnehmer im Auftragsschein auch die Preise, 
die bei der Durchführung des Auftrags voraussichtlich zum Ansatz kommen. 

Preisangaben im Auftragsschein können auch durch Verweisung auf die in Frage kommenden 
Positionen der beim Auftragnehmer ausliegenden Preis- und Arbeitswertkataloge erfolgen. 

2. Wünscht der Auftraggeber eine verbindliche Preisangabe, so bedarf es eines schriftlichen 
Kostenvoranschlages; in diesem sind die Arbeiten und Ersatzteile jeweils im Einzelnen aufzuführen und 
mit dem jeweiligen Preis zu versehen. Der Auftragnehmer ist an diesen Kostenvoranschlag bis zum 
Ablauf von 3 Wochen nach seiner Abgabe gebunden. 

Die zur Abgabe eines Kostenvoranschlags erbrachten Leistungen können dem Auftraggeber berechnet 
werden, wenn dies im Einzelfall vereinbart ist. 

Wird aufgrund des Kostenvoranschlages ein Auftrag erteilt, so werden etwaige Kosten für den 
Kostenvoranschlag mit der Auftragsrechnung verrechnet und der Gesamtpreis darf bei der Berechnung 
des Auftrags nur mit Zustimmung des Auftraggebers überschritten werden. 

3. Wenn im Auftragsschein Preisangaben enthalten sind, muss ebenso wie beim Kostenvoranschlag 
die Umsatzsteuer angegeben werden. 

III. Wiederherstellung Unfallschäden; Versicherungsabwicklung / Zahlung durch Dritte; 
Auftragsannahme 

1. Handelt es sich bei der zu erbringenden Leistung um die Wiederherstellung eines verunfallten 
Fahrzeuges und gibt der Auftraggeber bei Auftragserteilung an, dass die Zahlung für die durch den 
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Auftragnehmer zu erbringenden Leistungen durch eine Versicherung oder einen anderen Dritten 
erfolgen soll, so entscheidet der Auftragnehmer vor der Auftragsannahme eigenständig ob er einer 
entsprechenden Abtretung zustimmt. 

2. Stimmt der Auftragnehmer einer entsprechenden Abtretung zu, so erklärt er dies durch 
Aushändigung einer Übernahmebestätigung an den Auftraggeber welche von Auftragnehmer und 
Auftraggeber vollständig auszufüllen und zu unterzeichnen sind.  Nur eine vollständig ausgefüllte und 
beidseitig unterzeichnete Übernahmebestätigung gilt als angenommen und vereinbart. Im Übrigen 
gelten ab beidseitiger Unterzeichnung zusätzlich die auf der Übernahmebestätigung vereinbarten 
Bedingungen. 

3. Handelt es sich bei der zu erbringenden Leistung um die Wiederherstellung eines verunfallten 
Fahrzeuges, für das ein Schadengutachten durch einen Sachverständigen erstellt wurde, und nimmt 
der Auftragnehmer den Instandsetzungsauftrag nach Vorgabe der im Schadengutachten gemachten 
Angaben zu Art und Umfang der durchzuführenden Reparatur an, so gelten die im Schadengutachten 
festgelegten Preise für die durchzuführende Instandsetzung und das Reparaturmaterial als bindend 
vereinbart. Der Auftragnehmer behält sich eine Erhöhung der Reparaturkosten oder des 
Reparaturmaterials vor, sofern sich während der Instandsetzung des verunfallten Fahrzeuges zeigt, 
dass bei der Kalkulation durch den Sachverständigen Ersatzteile oder Arbeiten welche zur sach- u, 
fachgerechten Instandsetzung notwendig sind nicht erfasst wurden. Des Weiteren behält sich der 
Auftragnehmer vor, von den durch den Sachverständigen bezifferten Arbeiten oder Ersatzteilen 
abzuweichen sofern diese Abweichungen nicht entgegen einer sach- u. fachgerechten Instandsetzung 
des Fahrzeuges stehen und diese nicht zu einer Erhöhung der Reparaturkosten führen.  

4. Verlangt der Auftraggeber die Wiederherstellung eines verunfallten Fahrzeuges, an dem durch einen 
Sachverständigen ein Totalschaden oder wirtschaftlicher Totalschaden festgestellt wurde, lehnt der 
Auftragnehmer die Annahme einer entsprechenden Abtretung grundsätzlich ab. Verlangt der 
Auftraggeber die Instandsetzung für ein solches Fahrzeug auf eigene Kosten gilt die Regelung in 
Abschnitt III. Nr.3.  

5. Verlangt der Auftraggeber die Instandsetzung für ein solches Fahrzeug zu einem günstigeren, als 
durch den Sachverständigen im Schadengutachten festgelegten, Reparaturpreis und nimmt der 
Auftragnehmer diesen Auftrag an so gilt folgendes: 

a) Das vorliegende Schadengutachten stellt keine Reparaturgrundlage dar. 

b) Art und Umfang der Reparatur werden zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer frei vereinbart, 
hierbei nimmt der Auftragnehmer keine Aufträge an welche nach erfolgter Ausführung keinen 
ordnungsgemäßen Betriebszustand des Fahrzeuges herstellen 

IV. Fertigstellung 

1. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, einen schriftlich als verbindlich bezeichneten 
Fertigstellungstermin einzuhalten. Ändert oder erweitert sich der Arbeitsumfang gegenüber dem 
ursprünglichen Auftrag, und tritt dadurch eine Verzögerung ein, dann hat der Auftragnehmer 
unverzüglich unter Angabe der Gründe einen neuen Fertigstellungstermin zu nennen. 

2. Hält der Auftragnehmer bei Aufträgen, welche die Instandsetzung eines Kraftfahrzeuges zum 
Gegenstand haben, einen schriftlich verbindlich zugesagten Fertigstellungstermin länger als 24 
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Stunden schuldhaft nicht ein, so hat der Auftrag-nehmer nach seiner Wahl dem Auftraggeber ein 
möglichst gleichwertiges Ersatzfahrzeug nach den jeweils hierfür gültigen Bedingungen des 
Auftragnehmers kostenlos zur Verfügung zu stellen oder 80% der Kosten für eine tatsächliche 
Inanspruchnahme eines möglichst gleichwertigen Mietfahrzeuges zu erstatten. Der Auftraggeber hat 
das Ersatz- oder Mietfahrzeug nach Meldung der Fertigstellung des Auftragsgegenstandes 
unverzüglich zurückzugeben; weitergehender Verzugsschadensersatz ist ausgeschlossen. Der 
Auftragnehmer ist auch für die während des Verzugs durch Zufall eintretende Unmöglichkeit der 
Leistung verantwortlich, es sei denn, dass der Schaden auch bei rechtzeitiger Leistung eingetreten 
wäre. 

3. Die Haftungsausschlüsse in Ziffer 2 gelten nicht für Schäden, die auf einer grob fahrlässigen oder 
vorsätzlichen Verletzung von Pflichten des Auftragnehmers, seines gesetzlichen Vertreters oder seines 
Erfüllungsgehilfen beruhen sowie bei Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit. 

4. Wenn der Auftragnehmer den Fertigstellungs-termin infolge höherer Gewalt oder 
Betriebsstörungen ohne eigenes Verschulden nicht einhalten kann, besteht auf Grund hierdurch 
bedingter Verzögerungen keine Verpflichtung zum Schadensersatz, insbesondere auch nicht zur 
Stellung eines Ersatzfahrzeuges oder zur Erstattung von Kosten für die tatsächliche Inanspruchnahme 
eines Mietfahrzeuges. Der Auftragnehmer ist jedoch verpflichtet, den Auftraggeber über die 
Verzögerungen zu unterrichten, soweit dies möglich und zumutbar ist. 

V. Abnahme 

1. Die Abnahme des Auftragsgegenstandes durch den Auftraggeber erfolgt im Betrieb des 
Auftragnehmers, soweit nichts anderes vereinbart ist. 

2. Der Auftraggeber ist verpflichtet, den Auftragsgegenstand innerhalb von 1 Woche ab Zugang der 
Fertigstellungsanzeige und Aushändigung oder Übersendung der Rechnung abzuholen. Im Falle der 
Nichtabnahme kann der Auftragnehmer von seinen gesetzlichen Rechten Gebrauch machen. 

Bei Reparaturarbeiten, die innerhalb eines Arbeitstages ausgeführt werden, verkürzt sich die Frist auf 
2 Arbeitstage. 

3. Bei Abnahmeverzug kann der Auftragnehmer die ortsübliche Aufbewahrungsgebühr berechnen. Der 
Auftragsgegenstand kann nach Ermessen des Auftragnehmers auch anderweitig aufbewahrt werden. 
Kosten und Gefahren der Aufbewahrung gehen zu Lasten des Auftraggebers. 

VI. Berechnung des Auftrages 

1. In der Rechnung sind Preise oder Preisfaktoren für jede technisch in sich abgeschlossene 
Arbeitsleistung sowie für verwendete Ersatzteile und Materialien jeweils gesondert auszuweisen. 

Wünscht der Auftraggeber Abholung oder Zustellung des Auftragsgegenstandes, erfolgen diese auf 
seine Rechnung und Gefahr. Die Haftung bei Verschulden bleibt unberührt. 

2. Wird der Auftrag aufgrund eines verbindlichen Kostenvoranschlages ausgeführt, so genügt eine 
Bezugnahme auf den Kostenvoranschlag, wobei lediglich zusätzliche Arbeiten besonders aufzuführen 
sind. 
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3. Die Berechnung des Tauschpreises im Tauschverfahren setzt voraus, dass das ausgebaute Aggregat 
oder Teil dem Lieferumfang des Ersatzaggregats oder -teils entspricht und dass es keinen Schaden 
aufweist, der die Wieder-aufbereitung unmöglich macht. 

4. Die Umsatzsteuer geht zu Lasten des Auftraggebers. 

5. Eine etwaige Berichtigung der Rechnung muss seitens des Auftragnehmers, ebenso wie eine 
Beanstandung seitens des Auftraggebers, spätestens 6 Wochen nach Zugang der Rechnung erfolgen. 

VlI. Zahlung 

1. Der Rechnungsbetrag und Preise für Nebenleistungen sind bei Abnahme des Auftragsgegenstandes 
und Aushändigung oder Übersendung der Rechnung zur Zahlung in bar fällig, spätestens jedoch 
innerhalb 1 Woche nach Meldung der Fertigstellung und Aushändigung oder Übersendung der 
Rechnung. 

2. Gegen Ansprüche des Auftragnehmers kann der Auftraggeber nur dann aufrechnen, wenn die 
Gegenforderung des Auftraggebers unbestritten ist oder ein rechtskräftiger Titel vorliegt. Hiervon 
ausgenommen sind Gegenforderungen des Auftraggebers aus demselben Auftrag. Ein 
Zurückbehaltungsrecht kann er nur geltend machen, soweit es auf Ansprüchen aus demselben 
Vertragsverhältnis beruht. 

Der Auftragnehmer ist berechtigt, bei Auftragserteilung eine angemessene Vorauszahlung zu 
verlangen. 

VllI. Erweitertes Pfandrecht 

Dem Auftragnehmer steht wegen seiner Forderung aus dem Auftrag ein vertragliches Pfandrecht an 
den aufgrund des Auftrages in seinen Besitz gelangten Gegenständen zu. 

Das vertragliche Pfandrecht kann auch wegen Forderungen aus früher durchgeführten Arbeiten, 
Ersatzteillieferungen und sonstigen Leistungen geltend gemacht werden, soweit sie mit dem 
Auftragsgegenstand in Zusammenhang stehen. Für sonstige Ansprüche aus der Geschäftsverbindung 
gilt das vertragliche Pfandrecht nur, soweit diese unbestritten sind oder ein rechtskräftiger Titel 
vorliegt und der Auftragsgegenstand dem Auftraggeber gehört. 

IX. Haftung für Sachmängel 

1. Ansprüche des Auftraggebers wegen Sachmängeln verjähren in einem Jahr ab Abnahme des 
Auftragsgegenstandes. Nimmt der Auftraggeber den Auftragsgegenstand trotz Kenntnis eines Mangels 
ab, stehen ihm Sachmängelansprüche nur zu, wenn er sich diese bei Abnahme vorbehält. 

2. Ist Gegenstand des Auftrags die Lieferung herzustellender oder zu erzeugender beweglicher Sachen, 
verjähren Ansprüche des Auftraggebers wegen Sachmängeln gemäß den gesetzlichen Bestimmungen. 

3. Die Verjährungsverkürzungen in Ziffer 1, Satz 1 gelten nicht für Schäden, die auf einer grob 
fahrlässigen oder vorsätzlichen Verletzung von Pflichten des Auftragnehmers, seines gesetzlichen 
Vertreters oder seines Erfüllungsgehilfen beruhen sowie bei Verletzung von Leben, Körper oder 
Gesundheit. 
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4. Hat der Auftragnehmer nach den gesetzlichen Bestimmungen für einen Schaden aufzukommen, der 
leicht fahrlässig verursacht wurde, so haftet der Auftragnehmer beschränkt: 

Die Haftung besteht nur bei Verletzung vertragswesentlicher Pflichten, etwa solcher, die der Auftrag 
dem Auftragnehmer nach seinem Inhalt und Zweck gerade auferlegen will oder deren Erfüllung die 
ordnungsgemäße Durchführung des Auftrags überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der 
Auftraggeber regelmäßig vertraut und vertrauen darf. Diese Haftung ist auf den bei Vertragsabschluss 
vorhersehbaren typischen Schaden begrenzt. 

Ausgeschlossen ist die persönliche Haftung der gesetzlichen Vertreter, Erfüllungsgehilfen und 
Betriebsangehörigen des Auftragnehmers für von ihnen durch leichte Fahrlässigkeit verursachte 
Schäden. 

Für die vorgenannte Haftungsbeschränkung und den vorgenannten Haftungsausschluss gilt Ziffer 3 
dieses Abschnitts entsprechend. 

5. Unabhängig von einem Verschulden des Auftragnehmers bleibt eine etwaige Haftung des 
Auftragnehmers bei arglistigem Verschweigen des Mangels, aus der Übernahme einer Garantie oder 
eines Beschaffungsrisikos und nach dem Produkthaftungsgesetz unberührt. 

6. Soll eine Mängelbeseitigung durchgeführt werden, gilt folgendes: 

a) Ansprüche wegen Sachmängeln hat der Auftraggeber beim Auftragnehmer geltend zu machen; bei 
mündlichen Anzeigen händigt der Auftragnehmer dem Auftraggeber eine schriftliche Bestätigung über 
den Eingang der Anzeige aus. 

b) Wird der Auftragsgegenstand wegen eines Sachmangels betriebsunfähig, kann sich der 
Auftraggeber mit vorheriger Zustimmung des Auftragnehmers an einen anderen Kfz-Meisterbetrieb 
wenden. In diesem Fall hat der Auftraggeber in den Auftragsschein aufnehmen zu lassen, dass es sich 
um die Durchführung einer Mängelbeseitigung des Auftragnehmers handelt und dass diesem 
ausgebaute Teile während einer angemessenen Frist zur Verfügung zu halten sind. Der Auftragnehmer 
ist zur Erstattung der dem Auftraggeber nachweislich entstandenen Reparaturkosten verpflichtet. 

c) Im Falle der Nachbesserung kann der Auftraggeber für die zur Mängelbeseitigung eingebauten Teile 
bis zum Ablauf der Verjährungsfrist des Auftraggegenstandes Sachmängelansprüche aufgrund des 
Auftrags geltend machen. 

Ersetzte Teile werden Eigentum des Auftragnehmers. 

X. Haftung für sonstige Schäden 

1. Die Haftung für den Verlust von Geld und Wertsachen jeglicher Art, die nicht ausdrücklich in 
Verwahrung genommen sind, ist ausgeschlossen. 

2. Sonstige Ansprüche des Auftraggebers, die nicht in Abschnitt VIII. „Haftung für Sachmängel“ geregelt 
sind, verjähren in der regelmäßigen Verjährungsfrist. 

3. Für Schadensersatzansprüche gegen den Auftragnehmer gelten die Regelungen in Abschnitt IX. 
„Haftung für Sachmängel“, Ziffer 4 und 5 entsprechend. 
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XI. Eigentumsvorbehalt 

Soweit eingebaute Zubehör-, Ersatzteile und Aggregate nicht wesentliche Bestandteile des 
Auftragsgegenstandes geworden sind, behält sich der Auftragnehmer das Eigentum daran bis zur 
vollständigen unanfechtbaren Bezahlung vor. 

XII. Allgemeine Geschäftsbedingungen 

Im Übrigen gelten zudem die allgemeinen Geschäftsbedingungen des Auftragnehmers. 

Stand 01.07.2014 

 



Donau-Auto Obernzell – Inh. H. Dharmadasa e.K. – Passauer Str. 14 – 94130 Obernzell 

Seite 1 von 6 – Stand 01.07.2014 
 

A 2 Donau-Auto Obernzell 

Bedingungen für die Ausführung von Arbeiten an Kraftfahrzeugen, Anhängern, Aggregaten und deren 
Teilen und für Kostenvoranschläge wenn der Auftraggeber eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts, ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen oder ein Unternehmer, der bei Abschluss des 
Vertrages in Ausübung seiner gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt. 

I. Auftragserteilung 

1. Im Auftragsschein oder in einem Bestätigungsschreiben sind die zu erbringenden Leistungen zu 
bezeichnen und der voraussichtliche oder verbindliche Fertigstellungstermin anzugeben. 

2. Der Auftraggeber erhält eine Durchschrift des Auftragsscheins. 

3. Wird kein schriftlicher Auftrag erteilt, so gelten die mündlich zwischen Auftragnehmer und 
Auftraggeber getroffenen Vereinbarungen. 

4. Der Auftrag ermächtigt den Auftragnehmer, Unteraufträge zu erteilen und Probefahrten sowie 
Überführungsfahrten durchzuführen. 

5. Übertragungen von Rechten und Pflichten des Auftraggebers aus dem Auftrag bedürfen der 
schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers. 

II. Preisangaben im Auftragsschein; Kostenvoranschlag 

1. Auf Verlangen des Auftraggebers vermerkt der Auftragnehmer im Auftragsschein auch die Preise, 
die bei der Durchführung des Auftrags voraussichtlich zum Ansatz kommen. 

Preisangaben im Auftragsschein können auch durch Verweisung auf die in Frage kommenden 
Positionen der beim Auftragnehmer ausliegenden Preis- und Arbeitswertkataloge erfolgen. 

2. Wünscht der Auftraggeber eine verbindliche Preisangabe, so bedarf es eines schriftlichen 
Kostenvoranschlages; in diesem sind die Arbeiten und Ersatzteile jeweils im Einzelnen aufzuführen und 
mit dem jeweiligen Preis zu versehen. Der Auftragnehmer ist an diesen Kostenvoranschlag bis auf 
Widerruf gebunden. 

Die zur Abgabe eines Kostenvoranschlags erbrachten Leistungen können dem Auftraggeber berechnet 
werden, wenn dies im Einzelfall vereinbart ist. 

Wird aufgrund des Kostenvoranschlages ein Auftrag erteilt, so werden etwaige Kosten für den 
Kostenvoranschlag mit der Auftragsrechnung verrechnet und der Gesamtpreis darf bei der Berechnung 
des Auftrags nur mit Zustimmung des Auftraggebers überschritten werden. 

III. Wiederherstellung Unfallschäden; Versicherungsabwicklung / Zahlung durch Dritte; 
Auftragsannahme 

1. Handelt es sich bei der zu erbringenden Leistung um die Wiederherstellung eines verunfallten 
Fahrzeuges und gibt der Auftraggeber bei Auftragserteilung an, dass die Zahlung für die durch den 
Auftragnehmer zu erbringenden Leistungen durch eine Versicherung oder einen anderen Dritten 
erfolgen soll, so entscheidet der Auftragnehmer vor der Auftragsannahme eigenständig ob er einer 
entsprechenden Abtretung zustimmt. 
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2. Stimmt der Auftragnehmer einer entsprechenden Abtretung zu, so erklärt er dies durch 
Aushändigung einer Übernahmebestätigung an den Auftraggeber welche von Auftragnehmer und 
Auftraggeber vollständig auszufüllen und zu unterzeichnen sind.  Nur eine vollständig ausgefüllte und 
beidseitig unterzeichnete Übernahmebestätigung gilt als angenommen und vereinbart. Im Übrigen 
gelten ab beidseitiger Unterzeichnung zusätzlich die auf der Übernahmebestätigung vereinbarten 
Bedingungen. 

3. Handelt es sich bei der zu erbringenden Leistung um die Wiederherstellung eines verunfallten 
Fahrzeuges, für das ein Schadengutachten durch einen Sachverständigen erstellt wurde, und nimmt 
der Auftragnehmer den Instandsetzungsauftrag nach Vorgabe der im Schadengutachten gemachten 
Angaben zu Art und Umfang der durchzuführenden Reparatur an, so gelten die im Schadengutachten 
festgelegten Preise für die durchzuführende Instandsetzung und das Reparaturmaterial als bindend 
vereinbart. Der Auftragnehmer behält sich eine Erhöhung der Reparaturkosten oder des 
Reparaturmaterials vor, sofern sich während der Instandsetzung des verunfallten Fahrzeuges zeigt, 
dass bei der Kalkulation durch den Sachverständigen Ersatzteile oder Arbeiten welche zur sach- u, 
fachgerechten Instandsetzung notwendig sind nicht erfasst wurden. Des Weiteren behält sich der 
Auftragnehmer vor, von den durch den Sachverständigen bezifferten Arbeiten oder Ersatzteilen 
abzuweichen sofern diese Abweichungen nicht entgegen einer sach- u. fachgerechten Instandsetzung 
des Fahrzeuges stehen und diese nicht zu einer Erhöhung der Reparaturkosten führen.  

4. Verlangt der Auftraggeber die Wiederherstellung eines verunfallten Fahrzeuges, an dem durch einen 
Sachverständigen ein Totalschaden oder wirtschaftlicher Totalschaden festgestellt wurde, lehnt der 
Auftragnehmer die Annahme einer entsprechenden Abtretung grundsätzlich ab. Verlangt der 
Auftraggeber die Instandsetzung für ein solches Fahrzeug auf eigene Kosten gilt die Regelung in 
Abschnitt III. Nr.3.  

5. Verlangt der Auftraggeber die Instandsetzung für ein solches Fahrzeug zu einem günstigeren, als 
durch den Sachverständigen im Schadengutachten festgelegten, Reparaturpreis und nimmt der 
Auftragnehmer diesen Auftrag an so gilt folgendes: 

a) Das vorliegende Schadengutachten stellt keine Reparaturgrundlage dar. 

b) Art und Umfang der Reparatur werden zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer frei vereinbart, 
hierbei nimmt der Auftragnehmer keine Aufträge an welche nach erfolgter Ausführung keinen 
ordnungsgemäßen Betriebszustand des Fahrzeuges herstellen. 

IV. Fertigstellung 

1. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, einen schriftlich als verbindlich bezeichneten 
Fertigstellungstermin einzuhalten. Ändert oder erweitert sich der Arbeitsumfang gegenüber dem 
ursprünglichen Auftrag, und tritt dadurch eine Verzögerung ein, dann hat der Auftragnehmer 
unverzüglich unter Angabe der Gründe einen neuen Fertigstellungstermin zu nennen. 

2. Hält der Auftragnehmer bei Aufträgen, welche die Instandsetzung eines Kraftfahrzeuges zum 
Gegenstand haben, einen schriftlich verbindlich zugesagten Fertigstellungstermin länger als 72 
Stunden schuldhaft nicht ein, so hat der Auftragnehmer nach seiner Wahl dem Auftraggeber ein 
möglichst gleichwertiges Ersatzfahrzeug nach den jeweils hierfür gültigen Bedingungen des 
Auftragnehmers kostenlos zur Verfügung zu stellen. Der Auftraggeber hat das Ersatz- oder 
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Mietfahrzeug nach Meldung der Fertigstellung des Auftragsgegenstandes unverzüglich 
zurückzugeben; weitergehender Verzugsschadensersatz ist ausgeschlossen. Der Auftragnehmer ist 
auch für die während des Verzugs durch Zufall eintretende Unmöglichkeit der Leistung verantwortlich, 
es sei denn, dass der Schaden auch bei rechtzeitiger Leistung eingetreten wäre. 

3. Die Haftungsausschlüsse in Ziffer 2 gelten nicht für Schäden, die auf einer grob fahrlässigen oder 
vorsätzlichen Verletzung von Pflichten des Auftragnehmers, seines gesetzlichen Vertreters oder seines 
Erfüllungsgehilfen beruhen sowie bei Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit. 

4. Wenn der Auftragnehmer den Fertigstellungstermin infolge höherer Gewalt oder Betriebsstörungen 
ohne eigenes Verschulden nicht einhalten kann, besteht auf Grund hierdurch bedingter 
Verzögerungen keine Verpflichtung zum Schadensersatz, insbesondere auch nicht zur Stellung eines 
Ersatzfahrzeuges. Der Auftragnehmer ist jedoch verpflichtet, den Auftraggeber über die 
Verzögerungen zu unterrichten, soweit dies möglich und zumutbar ist. 

V. Abnahme 

1. Die Abnahme des Auftragsgegenstandes durch den Auftraggeber erfolgt im Betrieb des 
Auftragnehmers, soweit nichts anderes vereinbart ist. 

2. Der Auftraggeber ist verpflichtet, den Auftragsgegenstand innerhalb von 1 Woche ab Zugang der 
Fertigstellungsanzeige und Aushändigung oder Übersendung der Rechnung abzuholen. Im Falle der 
Nichtabnahme kann der Auftragnehmer von seinen gesetzlichen Rechten Gebrauch machen. 

Bei Reparaturarbeiten, die innerhalb eines Arbeitstages ausgeführt werden, verkürzt sich die Frist auf 
1 Arbeitstag. 

3. Bei Abnahmeverzug kann der Auftragnehmer die ortsübliche Aufbewahrungsgebühr berechnen. Der 
Auftragsgegenstand kann nach Ermessen des Auftragnehmers auch anderweitig aufbewahrt werden. 
Kosten und Gefahren der Aufbewahrung gehen zu Lasten des Auftraggebers. 

VI. Berechnung des Auftrages 

1. Wünscht der Auftraggeber Abholung oder Zustellung des Auftragsgegenstandes, erfolgen diese auf 
seine Rechnung und Gefahr.  

2. Wird der Auftrag aufgrund eines verbindlichen Kostenvoranschlages ausgeführt, so genügt eine 
Bezugnahme auf den Kostenvoranschlag, wobei lediglich zusätzliche Arbeiten besonders aufzuführen 
sind. 

3. Die Berechnung des Tauschpreises im Tauschverfahren setzt voraus, dass das ausgebaute Aggregat 
oder Teil dem Lieferumfang des Ersatzaggregats oder -teils entspricht und dass es keinen Schaden 
aufweist, der die Wiederaufbereitung unmöglich macht. 

4. Die Umsatzsteuer geht zu Lasten des Auftraggebers. 

5. Eine etwaige Berichtigung der Rechnung muss seitens des Auftragnehmers, ebenso wie eine 
Beanstandung seitens des Auftraggebers, spätestens 2 Monaten nach Zugang der Rechnung erfolgen. 
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VlI. Zahlung 

1. Der Rechnungsbetrag und Preise für Nebenleistungen sind bei Abnahme des Auftragsgegenstandes 
und Aushändigung oder Übersendung der Rechnung zur Zahlung in bar fällig, spätestens jedoch 
innerhalb 1 Woche nach Meldung der Fertigstellung und Aushändigung oder Übersendung der 
Rechnung. 

2. Gegen Ansprüche des Auftragnehmers kann der Auftraggeber nur dann aufrechnen, wenn die 
Gegenforderung des Auftraggebers unbestritten ist oder ein rechtskräftiger Titel vorliegt. Hiervon 
ausgenommen sind Gegenforderungen des Auftraggebers aus demselben Auftrag. Ein 
Zurückbehaltungsrecht kann er nur geltend machen, soweit es auf Ansprüchen aus demselben 
Vertragsverhältnis beruht. 

Der Auftragnehmer ist berechtigt, bei Auftragserteilung eine angemessene Vorauszahlung zu 
verlangen. 

VlIl. Erweitertes Pfandrecht 

Dem Auftragnehmer steht wegen seiner Forderung aus dem Auftrag ein vertragliches Pfandrecht an 
den aufgrund des Auftrages in seinen Besitz gelangten Gegenständen zu. 

Das vertragliche Pfandrecht kann auch wegen Forderungen aus früher durchgeführten Arbeiten, 
Ersatzteillieferungen und sonstigen Leistungen geltend gemacht werden, unabhängig davon ob sie mit 
dem Auftragsgegenstand in Zusammenhang stehen oder nicht. Für sonstige Ansprüche aus der 
Geschäftsverbindung gilt das vertragliche Pfandrecht nur, soweit der Auftragsgegenstand dem 
Auftraggeber gehört (Auftraggeber ist Eigentümer). 

IX. Haftung für Sachmängel 

1. Ansprüche des Auftraggebers wegen Sachmängeln verjähren in 90 Tagen ab Abnahme des 
Auftragsgegenstandes, dies gilt auch wenn Gegenstand des Auftrags die Lieferung herzustellender 
oder zu erzeugender beweglicher Sachen ist. Nimmt der Auftraggeber den Auftragsgegenstand trotz 
Kenntnis eines Mangels ab, stehen ihm Sachmängelansprüche nur zu, wenn er sich diese bei Abnahme 
vorbehält. 

2.  Die Verjährungsverkürzungen in Ziffer 1, Satz 1 gelten nicht für Schäden, die auf einer grob 
fahrlässigen oder vorsätzlichen Verletzung von Pflichten des Auftragnehmers, seines gesetzlichen 
Vertreters oder seines Erfüllungsgehilfen beruhen sowie bei Verletzung von Leben, Körper oder 
Gesundheit. 

3. Hat der Auftragnehmer nach den gesetzlichen Bestimmungen für einen Schaden aufzukommen, der 
leicht fahrlässig verursacht wurde, so haftet der Auftragnehmer beschränkt: 

Die Haftung besteht nur bei Verletzung vertragswesentlicher Pflichten, etwa solcher, die der Auftrag 
dem Auftragnehmer nach seinem Inhalt und Zweck gerade auferlegen will oder deren Erfüllung die 
ordnungsgemäße Durchführung des Auftrags überhaupt erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der 
Auftraggeber regelmäßig vertraut und vertrauen darf. Diese Haftung ist auf den bei Vertragsabschluss 
vorhersehbaren typischen Schaden begrenzt. 
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Ausgeschlossen ist die persönliche Haftung der gesetzlichen Vertreter, Erfüllungsgehilfen und 
Betriebsangehörigen des Auftragnehmers für von ihnen durch leichte Fahrlässigkeit verursachte 
Schäden. 

Für die vorgenannte Haftungsbeschränkung und den vorgenannten Haftungsausschluss gilt Ziffer 3 
dieses Abschnitts entsprechend. 

5. Unabhängig von einem Verschulden des Auftragnehmers bleibt eine etwaige Haftung des 
Auftragnehmers bei arglistigem Verschweigen des Mangels, aus der Übernahme einer Garantie oder 
eines Beschaffungsrisikos und nach dem Produkthaftungsgesetz unberührt. 

6. Soll eine Mängelbeseitigung durchgeführt werden, gilt folgendes: 

a) Ansprüche wegen Sachmängeln hat der Auftraggeber beim Auftragnehmer geltend zu machen; bei 
mündlichen Anzeigen händigt der Auftragnehmer dem Auftraggeber eine schriftliche Bestätigung über 
den Eingang der Anzeige aus. 

b) Wird der Auftragsgegenstand wegen eines Sachmangels betriebsunfähig, kann der Auftragnehmer 
die Mängelbeseitigung nach eigenem Ermessen durch einen anderen Kfz-Meisterbetrieb seiner Wahl 
durchführen lassen. 

c) Im Falle der Nachbesserung kann der Auftraggeber für die zur Mängelbeseitigung eingebauten Teile 
bis zum Ablauf der Verjährungsfrist des Auftragsgegenstandes Sachmängelansprüche aufgrund des 
Auftrags geltend machen. 

Ersetzte Teile werden Eigentum des Auftragnehmers. 

X. Haftung für sonstige Schäden 

1. Die Haftung für den Verlust von Geld und Wertsachen jeglicher Art, die nicht ausdrücklich in 
Verwahrung genommen sind, ist ausgeschlossen. 

2. Sonstige Ansprüche des Auftraggebers, die nicht in Abschnitt VIII. „Haftung für Sachmängel“ geregelt 
sind, verjähren in 90 Tagen ab Abnahme des Auftraggegenstandes. 

3. Für Schadensersatzansprüche gegen den Auftragnehmer gelten die Regelungen in Abschnitt IX. 
„Haftung für Sachmängel“, Ziffer 4 und 5 entsprechend. 

XI. Eigentumsvorbehalt 

1. Eingebaute Zubehör-, Ersatzteile und Aggregate verbleiben bis zur vollständigen unanfechtbaren 
Bezahlung im Eigentum des Auftragnehmers, auch wenn diese wesentliche Bestandteile des 
Auftragsgegenstandes geworden sind. 

2. Befindet sich der Auftraggeber im Zahlungsverzug, so hat er auf Verlangen des Auftragnehmers den 
Auftragsgegenstand binnen 7 Tagen, nach schriftlicher Aufforderung durch den Auftragnehmer, beim 
Auftragnehmer vorzuführen damit der Auftragnehmer die vom Auftragnehmer eingebauten Zubehör-
, Ersatzteile und Aggregate wieder in Besitz nehmen kann. Wird der Auftragsgegenstand durch das 
Ausbauen der Zubehör-, Ersatzteile und Aggregate betriebsunfähig, so geht dies nicht zu Lasten des 
Auftragnehmers.  
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Xl. Gerichtsstand 

Für sämtliche gegenwärtigen und zukünftigen Ansprüche aus der Geschäftsverbindung mit Kaufleuten 
einschließlich Wechsel- und Scheckforderungen ist ausschließlicher Gerichtsstand der Sitz des 
Auftragnehmers. Der gleiche Gerichtsstand gilt, wenn der Auftraggeber keinen allgemeinen 
Gerichtsstand im Inland hat, nach Vertragsabschluss seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthaltsort aus dem Inland verlegt oder sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthaltsort zum 
Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist. 

XII. Allgemeine Geschäftsbedingungen 

Im Übrigen gelten zudem die allgemeinen Geschäftsbedingungen des Auftragnehmers. 

Stand 01.07.2014 
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B1 Donau-Auto Obernzell 

Gebrauchtwagen-Verkaufsbedingungen (Kraftfahrzeuge und Anhänger) 

I. Vertragsabschluss/Übertragung von Rechten und Pflichten des Käufers 

1. Der Käufer ist an die Bestellung höchstens bis 10 Tage, bei Nutzfahrzeugen bis 2 Wochen gebunden. 
Der Kaufvertrag ist abgeschlossen, wenn der Verkäufer die Annahme der Bestellung des näher 
bezeichneten Kaufgegenstandes innerhalb der jeweils genannten Fristen schriftlich bestätigt oder die 
Lieferung ausführt. Der Verkäufer ist jedoch verpflichtet, den Besteller unverzüglich zu unterrichten, 
wenn er die Bestellung nicht annimmt. 

2. Übertragungen von Rechten und Pflichten des Käufers aus dem Kaufvertrag bedürfen der 
schriftlichen Zustimmung des Verkäufers. 

II. Zahlung 

1. Der Kaufpreis und Preise für Nebenleistungen sind bei Übergabe des Kaufgegenstandes und 
Aushändigung oder Übersendung der Rechnung zur Zahlung fällig. 

2. Gegen Ansprüche des Verkäufers kann der Käufer nur dann aufrechnen, wenn die Gegenforderung 
des Käufers unbestritten ist oder ein rechtskräftiger Titel vorliegt. Hiervon ausgenommen sind 
Gegenforderungen des Käufers aus demselben Kaufvertrag. Ein Zurückbehaltungsrecht kann er nur 
geltend machen, soweit es auf Ansprüchen aus demselben Vertragsverhältnis beruht. 

III. Lieferung und Lieferverzug 

1. Liefertermine und Lieferfristen, die verbindlich oder unverbindlich vereinbart werden können, sind 
schriftlich anzugeben. Lieferfristen beginnen mit Vertragsabschluss. 

2. Der Käufer kann zehn Tage, bei Nutzfahrzeugen zwei Wochen, nach Überschreiten eines 
unverbindlichen Liefertermins oder einer unverbindlichen Lieferfrist den Verkäufer auffordern, zu 
liefern. Mit dem Zugang der Aufforderung kommt der Verkäufer in Verzug. Hat der Käufer Anspruch 
auf Ersatz eines Verzugsschadens, beschränkt sich dieser bei leichter Fahrlässigkeit des Verkäufers auf 
höchstens 5% des vereinbarten Kaufpreises. 

3. Will der Käufer darüber hinaus vom Vertrag zurücktreten und/oder Schadensersatz statt der 
Leistung verlangen, muss er dem Verkäufer nach Ablauf der betreffenden Frist gemäß Ziffer 2, Satz 1 
dieses Abschnitts eine angemessene Frist zur Lieferung setzen. 

Hat der Käufer Anspruch auf Schadensersatz statt der Leistung, beschränkt sich der Anspruch bei 
leichter Fahrlässigkeit auf höchstens 10% des vereinbarten Kaufpreises. Ist der Käufer eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts, ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen oder ein Unternehmer, der 
bei Abschluss des Vertrages in Ausübung seiner gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit 
handelt, sind Schadenersatzansprüche bei leichter Fahrlässigkeit ausgeschlossen. 
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Wird dem Verkäufer, während er in Verzug ist, die Lieferung durch Zufall unmöglich, so haftet er mit 
den vorstehend vereinbarten Haftungs-begrenzungen. Der Verkäufer haftet nicht, wenn der Schaden 
auch bei rechtzeitiger Lieferung eingetreten wäre. 

4. Wird ein verbindlicher Liefertermin oder eine verbindliche Lieferfrist überschritten, kommt der 
Verkäufer bereits mit Überschreiten des Liefertermins oder der Lieferfrist in Verzug. Die Rechte des 
Käufers bestimmen sich dann nach Ziffer 2, Satz 3 und Ziffer 3 dieses Abschnitts. 

5. Die Haftungsbegrenzungen und Haftungsausschlüsse dieses Abschnitts gelten nicht für Schäden, die 
auf einer grob fahrlässigen oder vorsätzlichen Verletzung von Pflichten des Verkäufers, seines 
gesetzlichen Vertreters oder seines Erfüllungsgehilfen beruhen sowie bei Verletzung von Leben, 
Körper oder Gesundheit. 

6. Höhere Gewalt oder beim Verkäufer oder dessen Lieferanten eintretende Betriebsstörungen, die 
den Verkäufer ohne eigenes Verschulden vorübergehend daran hindern, den Kaufgegenstand zum 
vereinbarten Termin oder innerhalb der vereinbarten Frist zu liefern, verändern die in Ziffern 1 bis 4 
dieses Abschnitts genannten Termine und Fristen um die Dauer der durch diese Umstände bedingten 
Leistungsstörungen. Führen entsprechende Störungen zu einem Leistungsaufschub von mehr als vier 
Monaten, kann der Käufer vom Vertrag zurücktreten. Andere Rücktrittsrechte bleiben davon 
unberührt. 

IV. Abnahme 

1. Der Käufer ist verpflichtet, den Kaufgegenstand innerhalb von acht Tagen ab Zugang der 
Bereitstellungsanzeige abzunehmen. Im Falle der Nichtabnahme kann der Verkäufer von seinen 
gesetzlichen Rechten Gebrauch machen. 

2. Verlangt der Verkäufer Schadensersatz, so beträgt dieser 10% des Kaufpreises. Der Schadenersatz 
ist höher oder niedriger anzusetzen, wenn der Verkäufer einen höheren Schaden nachweist oder der 
Käufer nachweist, dass ein geringerer oder überhaupt kein Schaden entstanden ist. 

V. Eigentumsvorbehalt 

1. Der Kaufgegenstand bleibt bis zum Ausgleich der dem Verkäufer aufgrund des Kaufvertrages 
zustehenden Forderungen Eigentum des Verkäufers. 

Ist der Käufer eine juristische Person des öffentlichen Rechts, ein öffentlich-rechtliches 
Sondervermögen oder ein Unternehmer, der bei Ab-schluss des Vertrages in Ausübung seiner 
gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt, bleibt der Eigentumsvorbehalt auch 
bestehen für Forderungen des Verkäufers gegen den Käufer aus der laufenden Geschäftsbeziehung bis 
zum Ausgleich von im Zusammenhang mit dem Kauf zustehenden Forderungen. 

Auf Verlangen des Käufers ist der Verkäufer zum Verzicht auf den Eigentumsvorbehalt verpflichtet, 
wenn der Käufer sämtliche mit dem Kaufgegen-stand im Zusammenhang stehende Forderungen 
unanfechtbar erfüllt hat und für die übrigen Forderungen aus den laufenden Geschäftsbeziehungen 
eine angemessene Sicherung besteht. 
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Während der Dauer des Eigentumsvorbehalts steht das Recht zum Besitz der Zulassungsbescheinigung 
Teil II (Fahrzeugbrief) dem Verkäufer zu. 

2. Zahlt der Käufer den fälligen Kaufpreis und Preise für Nebenleistungen nicht oder nicht 
vertragsgemäß, kann der Verkäufer vom Vertrag zurücktreten und/oder bei schuldhafter 
Pflichtverletzung des Käufers Schadensersatz statt der Leistung verlangen, wenn er dem Käufer 
erfolglos eine angemessene Frist zur Leistung bestimmt hat, es sei denn, die Fristsetzung ist 
entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen entbehrlich. 

3. Solange der Eigentumsvorbehalt besteht, darf der Käufer über den Kaufgegenstand weder verfügen 
noch Dritten vertraglich eine Nutzung einräumen. 

VI. Haftung für Sachmängel 

1. Ansprüche des Käufers wegen Sachmängeln verjähren in einem Jahr ab Ablieferung des Kauf-
gegenstandes an den Kunden. 

Ist der Käufer eine juristische Person des öffentlichen Rechts, ein öffentlich-rechtliches 
Sondervermögen oder ein Unternehmer, der bei Abschluss des Vertrages in Ausübung seiner 
gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt, erfolgt der Verkauf unter Ausschluss 
jeglicher Sachmängelansprüche. 

2. Die Verjährungsverkürzung in Ziffer 1 Satz 1 sowie der Ausschluss der Sachmängelhaftung in Ziffer 1 
Satz 2 gelten nicht für Schäden, die auf einer grob fahrlässigen oder vorsätzlichen Verletzung von 
Pflichten des Verkäufers, seines gesetzlichen Vertreters oder seines Erfüllungsgehilfen beruhen sowie 
bei Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit. 

3. Hat der Verkäufer aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen für einen Schaden aufzukommen, der 
leicht fahrlässig verursacht wurde, so haftet der Verkäufer beschränkt: 

Die Haftung besteht nur bei Verletzung vertragswesentlicher Pflichten, etwa solcher, die der 
Kaufvertrag dem Verkäufer nach seinem Inhalt und Zweck gerade auferlegen will oder deren Erfüllung 
die ordnungsgemäße Durchführung des Kaufvertrages überhaupt erst ermöglicht und auf deren 
Einhaltung der Käufer regelmäßig vertraut und vertrauen darf. Diese Haftung ist auf den bei 
Vertragsabschluss vorhersehbaren typischen Schaden begrenzt. 

Ausgeschlossen ist die persönliche Haftung der gesetzlichen Vertreter, Erfüllungsgehilfen und 
Betriebsangehörigen des Verkäufers für von ihnen durch leichte Fahrlässigkeit verursachte Schäden. 

Für die vorgenannte Haftungsbegrenzung und den vorgenannten Haftungsausschluss gilt Ziffer 2 
dieses Abschnitts entsprechend. 

4. Unabhängig von einem Verschulden des Verkäufers bleibt eine etwaige Haftung des Verkäufers bei 
arglistigem Verschweigen eines Mangels, aus der Übernahme einer Garantie oder eines 
Beschaffungsrisikos und nach dem Produkthaftungsgesetz unberührt. 

5. Soll eine Mängelbeseitigung durchgeführt werden, gilt folgendes: 
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a) Ansprüche wegen Sachmängeln hat der Käufer beim Verkäufer geltend zu machen. Bei mündlichen 
Anzeigen von Ansprüchen ist dem Käufer eine schriftliche Bestätigung über den Eingang der Anzeige 
auszuhändigen. 

b) Wird der Kaufgegenstand wegen eines Sachmangels betriebsunfähig, kann sich der Käufer mit 
vorheriger Zustimmung des Verkäufers an einen anderen Kfz-Meisterbetrieb wenden. 

c) Für die im Rahmen einer Mängelbeseitigung eingebauten Teile kann der Käufer bis zum Ablauf der 
Verjährungsfrist des Kaufgegenstandes Sachmängelansprüche auf Grund des Kaufvertrages geltend 
machen. 

Ersetzte Teile werden Eigentum des Verkäufers. 

VII. Haftung für sonstige Schäden 

1. Sonstige Ansprüche des Kunden, die nicht in Abschnitt VI. „Haftung für Sachmängel“ geregelt sind, 
verjähren in der regelmäßigen Verjährungsfrist. 

2. Die Haftung wegen Lieferverzuges ist in Abschnitt III „Lieferung und Lieferverzug“ abschließend 
geregelt. Für sonstige Schadensersatzansprüche gegen den Verkäufer gelten die Regelungen in 
Abschnitt VI. „Haftung für Sachmängel“, Ziffer 3 und 4 entsprechend. 

VIII US-Fahrzeuge und Importfahrzeuge 

Für US-Fahrzeuge und Importfahrzeuge gelten zudem die „besonderen Bedingungen für US-Fahrzeuge 
und Importfahrzeuge“ als vereinbart. 

IX. Allgemeine Geschäftsbedingungen 

Im Übrigen gelten zudem die allgemeinen Geschäftsbedingungen des Verkäufers. 

Stand: 12/2016 
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B2 Donau-Auto Obernzell 

Neuwagen-Verkaufsbedingungen 

(Kraftfahrzeuge und Anhänger) 

I. Vertragsabschluss/Übertragung von Rechten und Pflichten des Käufers 

1. Der Käufer ist an die Bestellung höchstens bis drei Wochen, bei Nutzfahrzeugen bis sechs Wochen 
gebunden. Diese Frist verkürzt sich auf 10 Tage (bei Nutzfahrzeugen auf 2 Wochen) bei Fahrzeugen, 
die beim Verkäufer vorhanden sind. Der Kaufvertrag ist abgeschlossen, wenn der Verkäufer die 
Annahme der Bestellung des näher bezeichneten Kauf-egenstandes innerhalb der jeweils genannten 
Fristen schriftlich bestätigt oder die Lieferung ausführt. Der Verkäufer ist jedoch verpflichtet, den 
Besteller unverzüglich zu unterrichten, wenn er die Bestellung nicht annimmt. 

2. Übertragungen von Rechten und Pflichten des Käufers aus dem Kaufvertrag bedürfen der 
schriftlichen Zustimmung des Verkäufers. 

II. Zahlung 

1. Der Kaufpreis und Preise für Nebenleistungen sind bei Übergabe des Kaufgegenstandes und 
Aushändigung oder Übersendung der Rechnung zur Zahlung fällig. 

2. Gegen Ansprüche des Verkäufers kann der Käufer nur dann aufrechnen, wenn die Gegenforderung 
des Käufers unbestritten ist oder ein rechtskräftiger Titel vorliegt. Hiervon ausgenommen sind 
Gegenforderungen des Käufers aus demselben Kaufvertrag. Ein Zurückbehaltungsrecht kann er nur 
geltend machen, soweit es auf Ansprüchen aus demselben Vertragsverhältnis beruht. 

III. Lieferung und Lieferverzug 

1. Liefertermine und Lieferfristen, die verbindlich oder unverbindlich vereinbart werden können, sind 
schriftlich anzugeben. Lieferfristen beginnen mit Vertragsabschluss. 

2. Der Käufer kann sechs Wochen nach Überschreiten eines unverbindlichen Liefertermins oder einer 
unverbindlichen Lieferfrist den Verkäufer auffordern, zu liefern. Diese Frist verkürzt sich auf 10 Tage 
(bei Nutzfahrzeugen auf zwei Wochen) bei Fahrzeugen, die beim Verkäufer vorhanden sind. Mit dem 
Zugang der Aufforderung kommt der Verkäufer in Verzug. 

Hat der Käufer Anspruch auf Ersatz eines Verzugsschadens, beschränkt sich dieser bei leichter 
Fahrlässigkeit des Verkäufers auf höchstens 5 % des vereinbarten Kaufpreises. 

3. Will der Käufer darüber hinaus vom Vertrag zurücktreten und/oder Schadensersatz statt der 
Leistung verlangen, muss er dem Verkäufer nach Ablauf der betreffenden Frist gemäß Ziffer 2, Satz 1 
oder 2 dieses Abschnitts eine angemessene Frist zur Lieferung setzen. 

Hat der Käufer Anspruch auf Schadensersatz statt der Leistung, beschränkt sich der Anspruch bei 
leichter Fahrlässigkeit auf höchstens 25 % des vereinbarten Kaufpreises. Ist der Käufer eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts, ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen oder ein Unternehmer, der 
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bei Abschluss des Vertrages in Ausübung seiner gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit 
handelt, sind Schadenersatzansprüche statt der Leistung bei leichter Fahrlässigkeit ausgeschlossen. 

Wird dem Verkäufer, während er in Verzug ist, die Lieferung durch Zufall unmöglich, so haftet er mit 
den vorstehend vereinbarten Haftungs-begrenzungen. Der Verkäufer haftet nicht, wenn der Schaden 
auch bei rechtzeitiger Lieferung eingetreten wäre. 

4. Wird ein verbindlicher Liefertermin oder eine verbindliche Lieferfrist überschritten, kommt der 
Verkäufer bereits mit Überschreiten des Liefertermins oder der Lieferfrist in Verzug. Die Rechte des 
Käufers bestimmen sich dann nach Ziffer 2, Satz 4 und Ziffer 3 dieses Abschnitts. 

5. Die Haftungsbegrenzungen und Haftungsausschlüsse dieses Abschnitts gelten nicht für Schäden, die 
auf einer grob fahrlässigen oder vorsätzlichen Verletzung von Pflichten des Verkäufers, seines 
gesetzlichen Vertreters oder seines Erfüllungsgehilfen beruhen sowie bei Verletzung von Leben, 
Körper oder Gesundheit. 

6. Höhere Gewalt oder beim Verkäufer oder dessen Lieferanten eintretende Betriebsstörungen, die 
den Verkäufer ohne eigenes Verschulden vorübergehend daran hindern, den Kaufgegenstand zum 
vereinbarten Termin oder innerhalb der vereinbarten Frist zu liefern, verändern die in Ziffern 1 bis 4 
dieses Abschnitts genannten Termine und Fristen um die Dauer der durch diese Umstände bedingten 
Leistungsstörungen. Führen entsprechende Störungen zu einem Leistungsaufschub von mehr als vier 
Monaten, kann der Käufer vom Vertrag zurücktreten. Andere Rücktrittsrechte bleiben davon 
unberührt. 

7. Konstruktions- oder Formänderungen, Abweichungen im Farbton sowie Änderungen des 
Lieferumfangs seitens des Herstellers bleiben während der Lieferzeit vorbehalten, sofern die 
Änderungen oder Abweichungen unter Berücksichtigung der Interessen des Verkäufers für den Käufer 
zumutbar sind. Sofern der Verkäufer oder der Hersteller zur Bezeichnung der Bestellung oder des 
bestellten Kaufgegen-standes Zeichen oder Nummern gebraucht, können allein daraus keine Rechte 
hergeleitet werden. 

IV. Abnahme 

1. Der Käufer ist verpflichtet, den Kaufgegen-stand innerhalb von 14 Tagen ab Zugang der 
Bereitstellungsanzeige abzunehmen. 

2. Im Falle der Nichtabnahme kann der Verkäufer von seinen gesetzlichen Rechten Gebrauch machen. 
Verlangt der Verkäufer Schadensersatz, so beträgt dieser 15 % des Kaufpreises. Der Schadenersatz ist 
höher oder niedriger anzusetzen, wenn der Verkäufer einen höheren Schaden nachweist oder der 
Käufer nachweist, dass ein geringerer oder überhaupt kein Schaden entstanden ist. 

V. Eigentumsvorbehalt 

1. Der Kaufgegenstand bleibt bis zum Ausgleich der dem Verkäufer aufgrund des Kaufvertrages 
zustehenden Forderungen Eigentum des Verkäufers. 
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Ist der Käufer eine juristische Person des öffentlichen Rechts, ein öffentlich-rechtliches 
Sondervermögen oder ein Unternehmer, der bei Abschluss des Vertrages in Ausübung seiner 
gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt, bleibt der Eigentumsvorbehalt auch 
bestehen für Forderungen des Verkäufers gegen den Käufer aus der laufenden Geschäftsbeziehung bis 
zum Ausgleich von im Zusammenhang mit dem Kauf zustehenden Forderungen. 

Auf Verlangen des Käufers ist der Verkäufer zum Verzicht auf den Eigentumsvorbehalt verpflichtet, 
wenn der Käufer sämtliche mit dem Kaufgegenstand im Zusammenhang stehende Forderungen 
unanfechtbar erfüllt hat und für die übrigen Forderungen aus den laufenden Geschäftsbeziehungen 
eine angemessene Sicherung besteht. 

Während der Dauer des Eigentumsvorbehalts steht das Recht zum Besitz der Zulassungsbescheinigung 
Teil II (Fahrzeugbrief) dem Verkäufer zu. 

2. Zahlt der Käufer den fälligen Kaufpreis und Preise für Nebenleistungen nicht oder nicht 
vertragsgemäß, kann der Verkäufer vom Vertrag zurücktreten und/oder bei schuldhafter 
Pflichtverletzung des Käufers Schadensersatz statt der Leistung verlangen, wenn er dem Käufer 
erfolglos eine angemessene Frist zur Leistung bestimmt hat, es sei denn, die Fristsetzung ist 
entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen entbehrlich. Hat der Verkäufer Anspruch auf 
Schadensersatz statt der Leistung und nimmt er den Kaufgegenstand wieder an sich, sind Verkäufer 
und Käufer sich darüber einig, dass der Verkäufer den gewöhnlichen Verkaufswert des 
Kaufgegenstandes im Zeitpunkt der Rücknahme vergütet. Auf Wunsch des Käufers, der nur 
unverzüglich nach Rücknahme des Kaufgegenstandes geäußert werden kann, wird nach Wahl des 
Käufers ein öffentlich bestellter und vereidigter Sachverständiger, z. B. der Deutschen Automobil 
Treuhand GmbH (DAT), den gewöhnlichen Verkaufswert ermitteln. Der Käufer trägt die erforderlichen 
Kosten der Rücknahme und Verwertung des Kaufgegenstandes. Die Ver-wertungskosten betragen 
ohne Nachweis 5 % des gewöhnlichen Verkaufswertes. Sie sind höher oder niedriger anzusetzen, wenn 
der Verkäufer höhere Kosten nachweist oder der Käufer nachweist, dass geringere oder überhaupt 
keine Kosten entstanden sind. 

3. Solange der Eigentumsvorbehalt besteht, darf der Käufer über den Kaufgegenstand weder verfügen 
noch Dritten vertraglich eine Nutzung einräumen. 

VI. Haftung für Sachmängel 

1. Ansprüche des Käufers wegen Sachmängeln verjähren entsprechend den gesetzlichen 
Bestimmungen in zwei Jahren ab Ablieferung des Kaufgegenstandes. 

Hiervon abweichend gilt eine Verjährungsfrist von einem Jahr, wenn der Käufer eine juristische Person 
des öffentlichen Rechts, ein öffentlich-rechtliches Sondervermögen oder ein Unternehmer ist, der bei 
Abschluss des Vertrages in Ausübung seiner gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit 
handelt. 

2. Die Verjährungsverkürzung in Ziffer 1, Satz 2 gilt nicht für Schäden, die auf einer grob fahrlässigen 
oder vorsätzlichen Verletzung von Pflichten des Verkäufers, seines gesetzlichen Vertreters oder seines 
Erfüllungsgehilfen beruhen sowie bei Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit. 
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3. Hat der Verkäufer aufgrund der gesetzlichen Bestimmungen für einen Schaden aufzukommen, der 
leicht fahrlässig verursacht wurde, so haftet der Verkäufer beschränkt: 

Die Haftung besteht nur bei Verletzung vertragswesentlicher Pflichten, etwa solcher, die der 
Kaufvertrag dem Verkäufer nach seinem Inhalt und Zweck gerade auferlegen will oder deren Erfüllung 
die ordnungsgemäße Durchführung des Kaufvertrages überhaupt erst ermöglicht und auf deren 
Einhaltung der Käufer regelmäßig vertraut und vertrauen darf. Diese Haftung ist auf den bei 
Vertragsabschluss vorhersehbaren typischen Schaden begrenzt. 

Ausgeschlossen ist die persönliche Haftung der gesetzlichen Vertreter, Erfüllungsgehilfen und 
Betriebsangehörigen des Verkäufers für von ihnen durch leichte Fahrlässigkeit verursachte Schäden. 

Für die vorgenannte Haftungsbegrenzung und den vorgenannten Haftungsausschluss gilt Ziffer 2 
dieses Abschnitts entsprechend. 

4. Unabhängig von einem Verschulden des Verkäufers bleibt eine etwaige Haftung des Verkäufers bei 
arglistigem Verschweigen eines Mangels, aus der Übernahme einer Garantie oder eines 
Beschaffungsrisikos und nach dem Produkthaftungsgesetz unberührt. 

5. Soll eine Mängelbeseitigung durchgeführt werden, gilt folgendes: 

a) Ansprüche auf Mängelbeseitigung kann der Käufer beim Verkäufer oder bei anderen, vom 
Hersteller/Importeur für die Betreuung des Kaufgegenstandes anerkannten Betrieben geltend 
machen; im letzteren Fall hat der Käufer den Verkäufer hiervon unverzüglich zu unterrichten, wenn 
die erste Mängelbeseitigung erfolglos war. Bei mündlichen Anzeigen von Ansprüchen ist dem Käufer 
eine schriftliche Bestätigung über den Eingang der Anzeige auszuhändigen. 

b) Wird der Kaufgegenstand wegen eines Sachmangels betriebsunfähig, hat sich der Käufer an den 
dem Ort des betriebsunfähigen Kaufgegenstandes nächstgelegenen, vom Her-steller/Importeur für die 
Betreuung des Kauf-gegenstandes anerkannten dienstbereiten Betrieb zu wenden. 

c) Für die zur Mängelbeseitigung eingebauten Teile kann der Käufer bis zum Ablauf der Verjährungsfrist 
des Kaufgegenstandes Sachmängelansprüche aufgrund des Kaufvertrages geltend machen. 

d) Ersetzte Teile werden Eigentum des Verkäufers. 

6. Durch Eigentumswechsel am Kaufgegen-stand werden Mängelbeseitigungsansprüche nicht berührt. 

VII. Haftung für sonstige Schäden 

1. Sonstige Ansprüche des Kunden, die nicht in Abschnitt VI. „Haftung für Sachmängel“ geregelt sind, 
verjähren in der regelmäßigen Verjährungsfrist. 

2. Die Haftung wegen Lieferverzuges ist in Abschnitt V. „Lieferung und Lieferverzug“ abschließend 
geregelt. Für sonstige Schadensersatzansprüche gegen den Verkäufer gelten die Regelungen in 
Abschnitt VII. „Haftung für Sachmängel“, Ziffer 3 und 4 entsprechend. 
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VIII US-Fahrzeuge und Importfahrzeuge 

Für US-Fahrzeuge und Importfahrzeuge gelten zudem die „besonderen Bedingungen für US-Fahrzeuge 
und Importfahrzeuge“ als vereinbart. 

IX. Allgemeine Geschäftsbedingungen 

Im Übrigen gelten zudem die allgemeinen Geschäftsbedingungen des Verkäufers. 

Stand: 12/2016 
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Deutsches Kraftfahrzeuggewerbe
Zentralverband

	 Vertrag über die Vermittlung eines privaten Kraftfahrzeugs
	 Vollmacht zum Verkauf eines privaten Kraftfahrzeugs
	� Kaufvertrag für den privaten Verkauf eines gebrauchten Kraftfahrzeugs unter Einschaltung eines Vermittlers

Hinweise für den Verwender der Formulare:

Ein gewerblicher Kraftfahrzeughändler darf grundsätzlich ein Gebrauchtfahrzeug für einen privaten Ver-
käufer/Fahrzeugeigentümer unter Ausschluss der Sachmangelhaftung an einen Verbraucher vermitteln.

Hierzu ist nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs (Urteil vom 26.01.2005, Az. VIII ZR 175/04) 
erforderlich, dass das Agenturgeschäft nicht missbräuchlich dazu eingesetzt wird, ein in Wahrheit vorlie-
gendes Eigengeschäft des Unternehmers zu verschleiern (Schein- oder Umgehungsgeschäft).

Ein derartiges Eigengeschäft würde dann vorliegen, wenn bei wirtschaftlicher Betrachtungsweise der Kraft-
fahrzeughändler als eigentlicher Verkäufer des Fahrzeugs anzusehen ist. Entscheidende Bedeutung kommt 
daher der Frage zu, ob der Kraftfahrzeughändler oder der als Verkäufer in Erscheinung tretende Fahrzeu-
geigentümer das wirtschaftliche Risiko des Verkaufs zu tragen hat. 

Ein Eigengeschäft des Vermittlers und damit ein unzulässiger Ausschluss der Sachmangelhaftung wäre 
z.B. dann gegeben, wenn das Fahrzeug, dass der Händler „im Kundenauftrag“ weiterveräußert, dergestalt 
in Zahlung genommen wird, dass der Händler dem Fahrzeugeigentümer einen bestimmten Mindestver-
kaufspreis für das Altfahrzeug garantiert und ihm beim Kauf eines Neuwagens den entsprechenden Teil des 
Kaufpreises für das Neufahrzeug stundet.

Anhaltspunkte dafür, dass der Verkäufer/Fahrzeugeigentümer das wirtschaftliche Risiko des Verkaufs des 
Fahrzeugs tragen soll und ein Ausschluss der Sachmangelhaftung damit zulässig ist, sind z.B.:

	� Bezeichnung als Vermittlervertrag. Für den Käufer muss deutlich erkennbar sein, dass nicht der Ver-
mittler, sondern der Fahrzeugeigentümer der Verkäufer des Fahrzeugs ist (Transparenz).

	� Regelungen über Ansprüche des Agenten gegenüber dem Privatverkäufer auf Provisionen, Standgeld, 
Fahrzeugüberführung und Versicherung

	� Abweichungen vom geplanten Verkaufspreis sind nur nach Rücksprache mit dem Fahrzeugeigentümer 
möglich.

	� Keine Regelung über eine Einstandspflicht für einen Mindestpreis (s.o.)

Bitte achten Sie darauf, dass bei dem Verkauf des Fahrzeugs nicht fälschlicherweise Ihre Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen verwendet werden! Nicht Sie, sondern der Fahrzeugeigentümer ist Vertragspartei! Als 
Verbraucher hat der Fahrzeugeigentümer grundsätzlich keine Allgemeinen Geschäftsbedingungen. Das 
Formular „Kaufvertrag für den privaten Verkauf eines gebrauchten Kraftfahrzeugs unter Einschaltung ei-
nes Vermittlers“ sieht daher auch keine Allgemeinen Geschäftsbedingungen vor. Das Formular „Vollmacht 
zum Verkauf eines privaten Kraftfahrzeugs“ dient Ihrer Legitimation gegenüber dem Kunden.

Stand: 01/2017
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 Vertrag über die Vermittlung eines privaten Kraftfahrzeugs
(Unverbindliche Empfehlung des Zentralverbandes Deutsches Kraftfahrzeuggewerbe e.V. (ZDK))

	 Zwischen der Firma (als Vermittler und Auftragnehmer)

und Herrn / Frau (als Verkäufer und Auftraggeber)

Name, Vorname

Straße	 Tel.-Nr. / Fax

PLZ, Ort 	 E-Mail

wird unter den nachfolgenden Bedingungen folgender Vertrag geschlossen

1.	� Der Vermittler wird beauftragt und ermächtigt, im Namen und für Rechnung des Auftraggebers das 
diesem gehörende, nachfolgend beschriebene Fahrzeug unter Ausschluss der Sachmangelhaftung zu 
verkaufen und zu übereignen.

2.	 Das Fahrzeug wird am  an den Vermittler übergeben.

3.	 Fahrzeugbeschreibung und -zustand laut Angaben des Auftraggebers:

Hersteller: Typ: Farbe: Fahrzeug-Ident-Nr.:

Amtl. Kennzeichen: Datum der Erstzulassung: Hubraum: Kilowatt (kW):

Stand des km-Zählers  
bei Übergabe:

Zahl der Halter lt. Zulassungs- 
bescheinigung Teil II:

Nummer der Zulassungs- 
bescheinigung Teil II:

Nächste Hauptunter
suchung:

Nächste Sicherheitsprüfung: Nächste Gasanlagenprüfung:
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Sonderausstattung, Zubehör 
(Reifen, Aufbauten):

Das Fahrzeug war/ist lt.  
Zulassungsdokumente mit 
folgender eintragungspflich
tiger Sonderausstattung aus-
gerüstet:

Bereifung,  
(Fabrikat, Größe, D.O.T.-Nr.):

Profiltiefe: VL  mm, VR  mm, HL  mm, HR  mm

Reserverad: n ja    n nein

Unfallfreiheit: n ja    n nein

Falls nein: Zahl, Art und Umfang von Unfallschäden 
(bei Vorbesitzern unter Berücksichtigung von deren Angaben)

Das Fahrzeug hat noch  
den ersten Motor: n ja    n nein, Motor-Nr.: 

Falls nein: Datum des Einbaues und km-Stand des jetzigen Motors:

Dem Auftraggeber sind  
folgende Mängel bekannt:

Das Fahrzeug wurde  
gewerblich genutzt  
(z.B. als Taxi/Miet-/Fahr
schulwagen):

n ja    n nein 
(bei Vorbesitzern unter Berücksichtigung von deren Angaben)

Das Fahrzeug war/ist mit An-
hänger-Kupplung ausgerüstet: n ja    n nein

Der Auftraggeber bestätigt, 
dass das Fahrzeug in seinem 
alleinigen Eigentum steht und 
nicht mit Rechten Dritter be-
lastet ist: n ja    n nein

Falls nein: Es ist mit folgenden Rechten Dritter belastet:

Das Fahrzeug ist ein  
Re-Importfahrzeug: n ja    n nein

Der Auftraggeber verpflichtet sich bis zur Übergabe des Fahrzeugs an den Vermittler jeweils unverzüglich 
alle Umstände mitzuteilen, die den Wert des Fahrzeugs beeinträchtigen können, insbesondere Unfall- 
und sonstige Schäden (z. B. Motor-, Kupplungs-, Bremsen, Reifen-, Achsen-, Getriebe-, Blechschäden),

4.	 Folgende Fahrzeugpapiere und Fahrzeugschlüssel werden dem Vermittler treuhänderisch übergeben: 
	 n  FZ-Brief / Zulassungsbescheinigung Teil II
	 n  FZ-Schein / Zulassungsbescheinigung Teil I
	 n  COC Papier
	 n  Serviceheft
	 n  Anzahl der Schlüssel
	 n  sonstiges 
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5.	 Der Verkaufspreis soll mindestens EUR  brutto (untere Preisgrenze) betragen. 

Die vereinbarte untere Preisgrenze darf der Vermittler ohne ausdrückliche Zustimmung des Auftragge-
bers nicht unterschreiten. Ist in eiligen Fällen die Zustimmung zunächst mündlich erteilt worden, ist sie 
vom Auftraggeber umgehend in Textform zu bestätigen.

6.	� Der Vermittler ist ermächtigt, Probe-, Vorführungs- und Überführungsfahrten vorzunehmen oder durch 
Betriebsangehörige, Sachverständige oder Kaufinteressenten durchführen zu lassen.

Der Vermittler darf die zur Zulassung notwendigen Dokumente, soweit sie ihm treuhänderisch überge-
ben wurden, erst herausgeben, wenn der Kaufpreis voll bezahlt ist. 

7.	� Der Vermittler erhält vom Auftraggeber unabhängig von der erfolgreichen Vermittlung folgende Auf-
wendungen anlässlich des Auftrags ersetzt:	

	 n  Instandsetzung:	  EUR
	 n  Instandhaltung:	  EUR
	 n  Standgeld pro Tag:	  EUR
	 n  Pflege- und Wartungsarbeiten:	  EUR
	 n  Werbeaufwendungen
	 n  Sonstige:		   EUR

8.	 Für die Verkaufsvermittlung des Fahrzeugs erhält der Vermittler als Provision:

	 n  EUR  ,
	 n   % des Verkaufserlöses,
	 n  �einen die untere Preisgrenze übersteigenden Mehrerlös bis zu EUR  voll,  

einen darüber hinausgehenden Mehrerlös zur Hälfte,
	 n  einen etwaigen, die untere Preisgrenze übersteigenden Mehrerlös ganz.

(Beachte: Nur eine Möglichkeit kann vereinbart werden! Zutreffendes bitte ankreuzen bzw. ausfüllen)

	
Die vereinbarte Provision wird fällig mit der Zahlung des Kaufpreises durch den Käufer. Der Vermittler 
hat auch Anspruch auf die vereinbarte Provision, wenn ein von ihm abgeschlossener und den vertragli-
chen Vereinbarungen entsprechender Verkauf aus einem Grund nicht ausgeführt wurde, den der Auf-
traggeber zu vertreten hat. 

9.	� Der Vermittler ist bevollmächtigt, den Kaufpreis im Namen und für Rechnung des Auftraggebers einzu-
ziehen.

Der Vermittler ist verpflichtet, dem Auftraggeber unverzüglich den erfolgten Verkauf des Fahrzeugs an-
zuzeigen, ihm die Anschrift des Käufers mitzuteilen und über den erlangten Kaufpreis, verauslagte Pfle-
ge- und Instandsetzungsaufwendungen und seine Provision Rechnung zu legen (Agenturabrechnung).

Der Vermittler ist verpflichtet, den Erlös an den Auftraggeber unverzüglich auszukehren. Er ist berech-
tigt von diesem Erlös Pflege- und Instandsetzungskosten, seine Provision und die darauf entfallene 
Umsatzsteuer abzuziehen sowie mit etwaigen sonstigen im Zusammenhang mit dem Vermittlungsauf-
trag stehenden Forderungen an den Auftraggeber aufzurechnen. 
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10.	�Unabhängig von den vertraglichen Vereinbarungen hat der Auftraggeber das Recht, das Fahrzeug 
selbst zu verkaufen. In diesem Falle ist der Auftraggeber verpflichtet, vor Vertragsschluss den Vermittler 
zu informieren. Verkauft der Auftraggeber das Fahrzeug selbst, erhält der Vermittler  EUR.

Der Vermittler hat Anspruch auf die vereinbarte Provision auch dann, wenn ein Kaufvertrag mit einem 
Käufer zustande kommt, der nachweislich durch den Vermittler von dem beabsichtigten Verkauf des 
Fahrzeugs erfahren hat. Dies gilt auch für einen Verkauf nach Beendigung der Vertragslaufzeit

11.	Der Vermittler ist seinerseits berechtigt, den Verkaufsauftrag durch Selbsteintritt herbeizuführen.

12.	Sonstige Vereinbarungen:

13.	�Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit, mindestens jedoch auf die Dauer von  Monaten ge-
schlossen. Vor Ablauf dieser Frist ist eine Kündigung nur aus wichtigem Grund zulässig. Nach Ablauf 
dieser Frist beträgt die ordentliche Kündigungsfrist eine Woche

14.	�Hinweis gemäß § 36 Verbraucherstreitbeilegungsgesetz (VSBG): Der Vermittler wird nicht an einem 
Streitbeilegungsverfahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des VSBG teilnehmen und 
ist hierzu auch nicht verpflichtet.

15.  Schlussbestimmungen

Erfüllungsort für beide Seiten ist der Sitz des Vermittlers.
Sollten sich einzelne Bestimmungen dieses Vertrages als ungültig erweisen, so berührt dies die Gültig-
keit der übrigen Bestimmungen nicht. Die Vertragsparteien werden die ungültigen Bestimmungen durch 
solche ersetzen, die dem verfolgten Zweck in rechtlich zulässiger Weise so nah wie möglich kommen.
Diese Vereinbarung unterliegt ausschließlich dem Recht der Bundesrepublik Deutschland.

Der Auftraggeber versichert, dass die oben genannten Angaben zum Fahrzeug vollständig und richtig sind.

	 	
Ort, Datum	 Unterschrift (Vermittler)		 Unterschrift (Auftraggeber)
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Vollmacht zum Verkauf eines privaten Kraftfahrzeugs
(Unverbindliche Empfehlung des Zentralverbandes Deutsches Kraftfahrzeuggewerbe e.V.(ZDK))

	 Vermittler:

Die oben genannte Firma wird durch den nachstehenden Vollmachtgeber

Name, Vorname

Straße	 Tel.-Nr. / Fax

PLZ, Ort

E-mail

bevollmächtigt, folgendes gebrauchtes Kraftfahrzeug im Namen und auf Rechnung des Vollmachtgebers 
unter Ausschluss der Sachmängelhaftung zu verkaufen und zu übereignen:

Hersteller: Typ: Farbe: Fahrzeug-Ident-Nr.:

Amtl. Kennzeichen: Datum der Erstzulassung: Hubraum: Kilowatt (kW):

Stand des km-Zählers  
bei Übergabe:

Zahl der Halter lt. Zulassungs- 
bescheinigung Teil II:

Nummer der Zulassungs- 
bescheinigung Teil II:

Nächste Hauptuntersuchung:

Nächste Sicherheitsprüfung: Nächste Gasanlagenprüfung:

	� Der Vermittler ist berechtigt, Probe-, Vorführungs- und Überprüfungsfahrten vorzunehmen oder durch 
Betriebsangehörige, Sachverständige oder Kaufinteressenten durchführen zu lassen.

	� Der Vermittler ist berechtigt, den Kaufpreis im Namen und für Rechnung des Vollmachtgebers einzuzie-
hen (Inkassovollmacht).

	� Die Übergabe des Fahrzeugs erfolgt durch den Vermittler.

	� Sonstiges: 

			 
Ort, Datum			  Unterschrift des Vollmachtgebers
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Kaufvertrag für den privaten Verkauf eines gebrauchten Kraftfahrzeuges  
unter Einschaltung eines Vermittlers.
(Unverbindliche Empfehlung des Zentralverbandes Deutsches Kraftfahrzeuggewerbe e.V.(ZDK))

	 Vermittler:

Verkäufer (privat):

Name, Vorname

Straße	 Tel.-Nr. / Fax

PLZ, Ort

Käufer:

Name, Vorname

Personal- bzw. Pass-Nr. und ausstellende Behörde

Straße	 Tel.-Nr. / Fax

PLZ, Ort

Kaufpreis:

 €,  in Worten 

Das Kraftfahrzeug wird unter Ausschluss der Sachmängelhaftung verkauft. Dieser Ausschluss gilt nicht für Schadensersatzan-
sprüche aus Sachmangelhaftung, die auf einer grob fahrlässigen oder vorsätzlichen Verletzung von Pflichten des Verkäufers 
bzw. des o.g. Vermittlers beruhen sowie bei Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit.

Hersteller: Typ: Farbe: Fahrzeug-Ident-Nr.:

Amtl. Kennzeichen: Datum der Erstzulassung: Hubraum: Kilowatt (kW):

Stand des km-Zählers  
bei Übergabe:

Zahl der Halter lt. Zulassungs- 
bescheinigung Teil II:

Nummer der Zulassungs- 
bescheinigung Teil II:

Nächste Hauptuntersuchung:

Nächste Sicherheitsprüfung: Nächste Gasanlagenprüfung:
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Fahrzeugangaben basierend u.a. auf Informationen und Angaben des Verkäufers:

	� Sonderausstattung, Zubehör (z.B. Reifen, Aufbauten): 

	� Mängel, Unfall- und andere Schäden: 

	� Das Fahrzeug wurde gewerblich (z.B. als Taxi/Miet-/Fahrschulwagen) genutzt:
	 n  ja    n  nein

	� Fahrzeug hat noch den ersten Motor:
	 n  ja    n  nein

	� Fahrzeug ist ein Re-Importfahrzeug
	 n  ja    n  nein

	� Der Auftraggeber bestätigt, dass das Fahrzeug in seinem alleinigen Eigentum steht und nicht mit Rech-
ten Dritter belastet ist:   

	 n  ja    n  nein
	 Falls nein: Es ist mit folgenden Rechten Dritter belastet: 

Erklärung des Kunden:

	� Der Käufer meldet das Kfz unverzüglich um.
	� Der Käufer erkennt an, dass das Kfz bis zur vollständigen Bezahlung des Kaufpreises Eigentum des 

Verkäufers bleibt.

Sondervereinbarungen:

Der Käufer bestätigt den Empfang

n  �der Fahrzeugpapiere (Fahrzeugbrief, Fahrzeugschein bzw. Zulassungsbescheinigung Teil I und II, Service
heft)

n  des Kfz mit  Schlüsseln

n  Sonstiges: 

Der Verkäufer, ggf. vertreten durch den Vermittler, bestätigt den Empfang 
n  des Kaufpreises

	 	
Ort, Datum	 Unterschrift des Verkäufers, 	 Unterschrift des Käufers
		  ggf. vertreten durch den Vermittler
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Deutsches Kraftfahrzeuggewerbe
Zentralverband

Verbindlicher Vermittlungsauftrag zum Erwerb eines neuen Kraftfahrzeuges mit Vollmacht
(EU-Vermittlung)

Hinweise für den Verwender der Formulare:

Das vorliegende Formular ist auf die Fälle der so genannten EU-Vermittlung anzuwenden. Unter einem „Ver-
mittler“ versteht die EU-Kommission Personen oder Unternehmen, die ein neues Kraftfahrzeug im Namen 
eines bestimmten Verbrauchers und nicht zum Zwecke des Wiederverkaufs beschaffen, ohne Mitglied des 
jeweiligen Vertriebsnetzes zu sein.

Nach Auffassung der EU-Kommission muss es jedem Kunden möglich sein, einen Vermittler zu beauftra-
gen, für ihn ein bestimmtes Kraftfahrzeug bei einem Händler zu beschaffen. Einer Zustimmung des Herstel-
lers/Importeurs bedarf es dann nicht, wenn sich das Neuwagengeschäft bei wirtschaftlicher Betrachtungs-
weise als ein vom Endverbraucher ausgehendes Vermittlungsgeschäft darstellt.

Nach den Ausführungen der EU-Kommission besteht die einzige Einschränkung für die Aktivitäten von 
Vermittlern darin, dass der Vermittler eine zuvor ausgestellte gültige Vollmacht eines bestimmten Kunden 
im Original vorweisen muss (keine Kopie, kein Fax). Der Vermittler sollte sich zusätzlich zu der Vollmacht 
eine Kopie des Personalausweises oder eines vergleichbaren amtlichen Ausweisdokumentes des Voll-
machtgebers/Kunden geben lassen.

Da der Kunde den Vermittler zum Kauf eines näher bezeichneten Fahrzeuges bevollmächtigt, ist der Ver-
mittler aufgrund dieser Bevollmächtigung auch berechtigt, das Auftragsformular/den Kaufvertrag beim 
Händler im Namen des Kunden zu unterschreiben. Es ist nicht erforderlich, dass der Kunde das Auftrags-
formular/den Kaufvertrag persönlich unterzeichnet. Dennoch wird der Kunde Vertragspartner des Händ-
lers.

Die EU-Kommission hält es für zulässig, dass das betreffende Fahrzeug kurzfristig dem Vermittler in Rech-
nung gestellt wird, sofern der Vermittler es umgehend an diesen Kunden ausliefert. Bitte beachten Sie, dass 
das vorliegende Formular diese Möglichkeit nicht ausdrücklich regelt! Unter „Sonstige Vereinbarungen“ 
können auf Wunsch aber entsprechende Vereinbarungen zwischen den Vertragsparteien getroffen wer-
den.

Weitere Informationen zur Vermittlung von Kraftfahrzeugen entnehmen Sie bitte der ZDK-Broschüre „Ver-
mittlung von Neufahrzeugen – Ohne Zustimmung des Herstellers/Importeurs als EU-Vermittler oder mit 
Zustimmung des Herstellers/Importeurs als ständiger Vermittler? (Stand: 01/2017)“.

Stand: 01/2017
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Verbindlicher Vermittlungsauftrag zum Erwerb eines neuen Kraftfahrzeuges
(Unverbindliche Empfehlung des Zentralverbandes Deutsches Kraftfahrzeuggewerbe e.V. (ZDK))

	 Vermittler:

Die o.g. Firma (Vermittler) wird durch den Auftraggeber (Privat):

Name, Vorname

Straße	 Tel.-Nr.

PLZ, Ort 	 E-Mail

zu den nachfolgenden und anliegenden Geschäftsbedingungen bevollmächtigt, folgendes neues Kraft-
fahrzeug im Namen und auf Rechnung des Auftraggebers bei einem Händler zu erwerben und entspre-
chende Willenserklärung abzugeben. 

Marke: Modell: Anzahl der Türen: Leistung:

Kategorie  
(Kombi, Limousine, etc.):

Kraftstoffart: Farbe: n  Metallic

Sonderausstattung:		  Sonstiges:
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1.	 Der Kaufpreis (Preisobergrenze) des Kraftfahrzeuges beträgt maximal:  € 
	 zzgl. Zulassungs- und Transportkosten

2.	 Die Abnahme und die Abholung des Kraftfahrzeuges beim Händler erfolgt:
	 n  durch den Vermittler		  n  durch den Auftraggeber
	
	 Ort der Übergabe des Fahrzeuges an den Auftraggeber ist 

3.	 Die Zahlung des Kaufpreises an den Händler erfolgt:
	 n  durch den Auftraggeber direkt	 	 n  der Auftraggeber zahlt den Kaufpreis treuhände-
				    risch an den Vermittler, der den Kaufpreis bei 
				    Fälligkeit in Vertretung des Auftraggebers an den 
				    Händler zahlt

4.	 Die Provisionszahlung an den Vermittler erbringt:
	 n  der Händler			  n  der Auftraggeber

Sofern die Zahlung durch den Auftraggeber erfolgt, erhält der Vermittler nach erfolgter Übergabe des 
Kraftfahrzeuges an den Auftraggeber eine Provision in Höhe von:  €

5.	 Sonstige Vereinbarungen:

	

6.	� Der Vermittlungsauftrag endet mit Erfüllung. Er kann von den Vertragsparteien nur aus wichtigem Grund 
gekündigt werden. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere dann vor, wenn nach Ablauf von 6 Wochen 
seit Unterzeichnung des Vermittlungsauftrages kein Kaufvertrag über das vom Auftraggeber spezifi-
zierte Fahrzeug zustande gekommen ist. Die Kündigung hat in Textform zu erfolgen. Ein in Erfüllung des 
Vermittlungsauftrages und in Vollmacht abgeschlossener Kaufvertrag bzw. eine insoweit vom Vermitt-
ler abgegebene Willenserklärung bleibt von dieser Kündigung unberührt. Die dem Vermittler separat zu 
erteilende Vollmacht für den Kauf eines neuen Kraftfahrzeuges erlischt mit Beendigung dieses Vermitt-
lungsauftrages.

			 
Ort, Datum	 Unterschrift des Auftraggebers

	

		
Ort, Datum	 Unterschrift des Vermittlers
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Allgemeine Geschäftsbedingungen für die Vermittlung von neuen Kraftfahrzeugen
(Unverbindliche Empfehlung des Zentralverbandes Deutsches Kraftfahrzeuggewerbe e.V.(ZDK))

I. 	 Vertragsabschluss und Inhalt des Vermittlungsauftrages
	 1.	� Der Vermittler ist auf der Grundlage dieses Vermittlungsauftrages und der separat zu erteilenden 

Vollmacht berechtigt, im Namen und auf Rechnung des Auftraggebers ein von diesem spezifiziertes 
neues Kraftfahrzeug von einem Händler zu erwerben und entsprechende Willenserklärungen abzu-
geben.

	 2.	� Der Kaufvertrag kommt unmittelbar zwischen dem Händler, von dem das neue Kraftfahrzeug bezo-
gen wird und dem Auftraggeber zustande. Der Vermittler wird als Vertreter des Auftraggebers im 
Rahmen des Neuwagenkaufvertrages nicht Vertragspartner des Auftraggebers.

II.	 Pflichten des Vermittlers
	 1.	� Der Vermittler gibt im Rahmen der ihm erteilten Vollmacht für den Auftraggeber ein verbindliches 

Kaufangebot gegenüber einem geeigneten Händler ab. Der Vermittler wird den Auftraggeber über die 
Abgabe des verbindlichen Kaufangebotes unverzüglich informieren und dem Auftraggeber die Origi-
nalurkunde unverzüglich übergeben. 

	 2.	� Erfolgt die Zahlung des Kaufpreises durch den Vermittler, verpflichtet sich dieser, die vom Auftragge-
ber zur Verfügung gestellte Kaufsumme von seinem Vermögen getrennt zu halten. Ein Zurückbehal-
tungs- oder Aufrechnungsrecht steht dem Vermittler gegenüber dem Auftraggeber in Bezug auf den 
Kaufpreis nicht zu. 

III. 	 Pflichten des Auftraggebers
	� Der Auftraggeber erteilt dem Vermittler eine schriftliche Vollmacht zum Kauf eines von ihm spezifizierten 

neuen Kraftfahrzeuges. Eine Kopie des Personalausweises oder eines vergleichbaren amtlichen Aus-
weisdokumentes ist der Vollmacht beizufügen. Der Auftraggeber stellt dem Vermittler alle für den Kauf 
erforderlichen Unterlagen zur Verfügung.

IV. 	Haftung des Vermittlers
	 1.	� Jegliche Haftung des Vermittlers wegen der Verletzung seiner vertraglich geregelten Pflichten ist auf 

Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit beschränkt. Hat der Vermittler aufgrund von gesetzlichen Bestim-
mungen für einen Schaden aufzukommen, der leicht fahrlässig verursacht wurde, so haftet der Ver-
mittler beschränkt: Die Haftung besteht nur bei Verletzung vertragswesentlicher Pflichten, etwa sol-
che, die der Vermittlungsauftrag dem Vermittler nach seinem Inhalt und Zweck gerade auferlegen will 
oder deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Vermittlungsauftrages überhaupt erst 
ermöglicht und auf deren Einhaltung der Benutzer regelmäßig vertraut und vertrauen darf.

		�  Diese Haftung ist auf den bei Vertragsabschluss vorhersehbaren typischen Schaden begrenzt.
	 2.	� Für durch den Händler oder dessen Lieferanten verursachte Lieferverzögerungen haftet der Vermitt-

ler nicht.
	 3.	� Ausgeschlossen ist ferner die Haftung des Vermittlers für etwaige Ansprüche des Auftraggebers 

wegen Sach¬mängeln an dem gekauften Fahrzeug. Anspruchsgegner für den Auftraggeber ist aus-
schließlich der Händler.

	 4.	� Soweit die Haftung des Vermittlers ausgeschlossen oder beschränkt ist, gilt dies auch für die persön-
liche Haf¬tung der gesetzlichen Vertreter, Erfüllungsgehilfen und Betriebsangehörigen des Vermitt-
lers.

	 5.	� Die Haftungsbeschränkungen und -ausschlüsse in den Absätzen 1 und 2 gelten nicht für Ansprüche, 
die wegen arglistigen Verhaltens des Vermittlers entstanden sind, sowie bei einer Haftung für garan-
tierte Beschaffenheits¬merkmale, für Ansprüche nach dem Produkthaftungsgesetz sowie Schäden 
aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit.
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V. 	 Verschiedenes
	 1.	� Die Übertragung von Rechten und Pflichten aus dem Vermittlungsauftrag bedarf der vorherigen, in 

Textform erteilten Zustimmung beider Vertragspartner.
	 2.	� Sollten sich einzelne Bestimmungen dieses Vertrages als ungültig erweisen, so berührt dies die Gül-

tigkeit der übrigen Bestimmungen nicht. Die Vertragsparteien werden die ungültigen Bestimmungen 
durch solche ersetzen, die dem verfolgten Zweck in rechtlich zulässiger Weise so nah wie möglich 
kommen.

	 3.	� Diese Vereinbarung unterliegt ausschließlich dem Recht der Bundesrepublik Deutschland.
	 4.	� Für sämtliche gegenwärtigen und zukünftigen Ansprüche aus dieser Vereinbarung mit Kaufleuten ist 

ausschließ¬licher Gerichtsstand der Sitz des Vermittlers. Der gleiche Gerichtsstand gilt, wenn der 
Kunde keinen allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat, nach Vertragsschluss seinen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthaltsort aus dem Inland verlegt oder sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufent-
haltsort zum Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist.

	 5.	 �Hinweis gemäß § 36 Verbraucherstreitbeilegungsgesetz (VSBG): Der Vermittler wird nicht an einem 
Streitbeilegungsverfahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des VSBG teilnehmen 
und ist hierzu auch nicht verpflichtet.
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Vollmacht zum Erwerb eines neuen Kraftfahrzeuges
(Unverbindliche Empfehlung des Zentralverbandes Deutsches Kraftfahrzeuggewerbe e.V.(ZDK))

Hiermit bevollmächtige ich,
			 
Name, Vorname

			 
Straße	 Tel.-Nr.

			 
PLZ, Ort

die Firma
			 
Name

			 
Straße

			 
PLZ, Ort

n  zum Kauf			   n  zur Annahme und Abholung
n  zur Beförderung 		  n  zur Verwahrung
n  Sonstige Vereinbarungen: 
			 
nachfolgend aufgeführten Kraftfahrzeuges:
(Der Kunde/Vollmachtgeber entscheidet, wie spezifisch der Auftrag hinsichtlich des Fahrzeuges ausfällt. Er bestimmt den Um-
fang der diesbezüglichen Angaben.)

			 
(Marke / Modell)

			 
(Leistung – d.h. Hubraum / kW/PS)

			 
(Aufbau – d.h. Kombi / Limousine / Cabrio etc.)

			 
(Anzahl der Türen)

                                                             Metallic 
(Farbe)	 (Kraftstoffart)

(Sonstiges / Sonderausstattung)

Die Zahlung des Kaufpreises an den Händler erfolgt
n  durch den Auftraggeber direkt
n  durch Einschaltung des Vermittlers

Ort, Datum	 Unterschrift des Auftraggebers



Allgemeine Geschäftsbedingungen für den  
Einkauf neuer und gebrauchter Fahrzeugteile 
von Unternehmen durch Unternehmen  

Unverbindliche Empfehlung des Zentralver-
bandes Deutsches Kraftfahrzeuggewerbe e. V. 
(ZDK) 

-Teileeinkaufsbedingungen- 

Stand:  06/2016 

 

I. Zahlung 

Soweit nicht anders vereinbart, sind der Kaufpreis 
und die Preise für Nebenleistungen nach Aushän-
digung oder Übersendung der Rechnung sofort 
zur Zahlung fällig. 

 

II. Eigentumsvorbehalt 

1. Der Kaufgegenstand bleibt bis zum Ausgleich 
der dem Verkäufer aufgrund des Kaufvertrages 
zustehenden Forderungen Eigentum des Ver-
käufers.  

2. Der Käufer ist berechtigt, den Kaufgegenstand 
im ordnungsgemäßen Geschäftsverkehr zu verar-
beiten und zu veräußern, solange er nicht in Ver-
zug ist. Verpfändungen oder Sicherungsübereig-
nungen sind unzulässig. Die aus dem Weiterver-
kauf oder einem sonstigen Rechtsgrund bezüglich 
des Kaufgegenstandes entstehenden Forderun-
gen tritt der Käufer bereits jetzt sicherungshalber 
in Höhe des Rechnungsbetrages gemäß Ab-
schnitt I. „Zahlung“ an den Verkäufer ab. Der Ver-
käufer ermächtigt ihn widerruflich, die an den 
Verkäufer abgetretenen Forderungen für dessen 
Rechnung im eigenen Namen einzuziehen. Diese 
Einziehungsermächtigung kann nur widerrufen 
werden, wenn der Käufer seinen Zahlungsver-
pflichtungen nicht ordnungsgemäß nachkommt. 

 

III. Haftung für Sachmängel 

1. Ansprüche des Käufers wegen Sachmängeln 
verjähren bei Fahrzeugteilen in einem Jahr ab 
Übergabe des Kaufgegenstandes. 

Im Fall des Einbaus des Kaufgegenstandes in ein 
Kraftfahrzeug durch den Käufer beginnt die in 
Absatz 1 genannte Verjährungsfrist mit dem Ein-
bau des Kaufgegenstandes. 

2. Die Verjährungsverkürzung in Ziffer 1 Satz 1 
dieses Abschnitts gilt nicht für Schäden, die auf 
einer grob fahrlässigen oder vorsätzlichen Verlet-
zung von Pflichten des Verkäufers, seines gesetz-
lichen Vertreters oder seines Erfüllungsgehilfen 
beruhen sowie bei Verletzung von Leben, Körper 
oder Gesundheit. 

3. Hat der Verkäufer aufgrund der gesetzlichen 
Bestimmungen für einen Schaden aufzukommen, 
der leicht fahrlässig verursacht wurde, so haftet 
der Verkäufer beschränkt: 

Die Haftung besteht nur bei Verletzung vertrags-
wesentlicher Pflichten, etwa solcher, die der Kauf-
vertrag dem Verkäufer nach seinem Inhalt und 
Zweck gerade auferlegen will oder deren Erfüllung 
die ordnungsgemäße Durchführung des Kaufver-
trages überhaupt erst ermöglicht und auf deren 
Einhaltung der Käufer regelmäßig vertraut und 
vertrauen darf. Diese Haftung ist auf den bei Ver-
tragsabschluss vorhersehbaren typischen Scha-
den begrenzt.  

Ausgeschlossen ist die persönliche Haftung der 
gesetzlichen Vertreter, Erfüllungsgehilfen und 
Betriebsangehörigen des Verkäufers für von 
Ihnen durch leichte Fahrlässigkeit verursachte 
Schäden. 

Für die vorgenannte Haftungsbegrenzung und 
den vorgenannten Haftungsausschluss gilt Ziffer 2 
dieses Abschnitts entsprechend. 

4. Unabhängig von einem Verschulden des Ver-
käufers bleibt eine etwaige Haftung des Verkäu-
fers bei arglistigem Verschweigen eines Mangels, 
aus der Übernahme einer Garantie oder eines 
Beschaffungsrisikos und nach dem Produkthaf-
tungsgesetz unberührt. 

5. Soll eine Mängelbeseitigung durchgeführt wer-
den, gilt folgendes: 

a)  Ansprüche wegen Sachmängeln hat der Käu-
fer beim Verkäufer geltend zu machen. Bei münd-
lichen Anzeigen von Ansprüchen ist dem Käufer 
eine schriftliche Bestätigung über den Eingang 
der Anzeige auszuhändigen. 

b) Der Verkäufer hat im Rahmen der Mängelbe-
seitigung dem Käufer die erforderlichen Aufwen-
dungen, insbesondere Transport-, Wege-, Mate-
rial- und Arbeitskosten einschließlich der Aus- und 
Einbaukosten zu erstatten. 

 

IV. Haftung für sonstige Schäden 

1. Sonstige Ansprüche des Käufers, die nicht in 
Abschnitt III. „Haftung für Sachmängel“ geregelt 
sind, verjähren in der regelmäßigen Verjährungs-
frist. 

2. Die Haftung wegen Lieferverzuges richtet sich 
nach den gesetzlichen Vorschriften. Für sonstige 
Schadensersatzansprüche gegen den Verkäufer 
gelten die Regelungen in Abschnitt III. „Haftung 
für Sachmängel“, Ziffer 3 und 4 entsprechend.  

 

 

 



V. Gerichtsstand 

Für sämtliche gegenwärtigen und zukünftigen 
Ansprüche aus der Geschäftsverbindung mit 
Kaufleuten einschließlich Wechsel- und Scheck-
forderungen ist ausschließlicher Gerichtsstand der 
Sitz des Käufers. 

 

VI. Schlussbestimmung 

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Bedingun-
gen unwirksam sein oder werden, so wird dadurch 
die Wirksamkeit aller sonstigen Bestimmungen 
und die Gültigkeit des Vertrags im Übrigen nicht 
berührt. Die Vertragspartner sind verpflichtet, die 
unwirksame Bestimmung durch eine ihr im wirt-
schaftlichen Erfolg möglichst gleichkommende 
Regelung zu ersetzen.  

 * * * 
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Allgemeine Geschäftsbedingungen für den 
Verkauf neuer und gebrauchter Fahrzeugteile 
 
Unverbindliche Empfehlung des Zentralver-
bandes Deutsches Kraftfahrzeuggewerbe e. V. 
(ZDK) 
 
-Teileverkaufsbedingungen-  
 
Stand: 06/2016 
 
I. Zahlung 

 
1. Der Kaufpreis und Preise für Nebenleistungen 
sind bei Übergabe des Kaufgegenstandes und 
Aushändigung oder Übersendung der Rechnung 
zur Zahlung fällig. 
 
2. Gegen Ansprüche des Verkäufers kann der 
Käufer nur dann aufrechnen, wenn die Gegenfor-
derung des Käufers unbestritten ist oder ein 
rechtskräftiger Titel vorliegt; ein Zurückbehal-
tungsrecht kann er nur geltend machen, soweit es 
auf Ansprüchen aus dem Kaufvertrag beruht. 
 
3. Zahlt der Käufer den fälligen Kaufpreis und 
Preise für Nebenleistungen nicht oder nicht 
vertragsgemäß, kann der Verkäufer vom Vertrag 
zurücktreten und/oder bei schuldhafter 
Pflichtverletzung des Käufers Schadensersatz 
statt der Leistung verlangen, wenn er dem Käufer 
erfolglos eine angemessene Frist zur Leistung 
bestimmt hat, es sei denn, die Fristsetzung ist 
entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen 
entbehrlich. 
 
 
II. Lieferung und Lieferverzug 
 
1. Liefertermine und Lieferfristen, die verbindlich 
oder unverbindlich vereinbart werden können, 
sind schriftlich anzugeben. Lieferfristen beginnen 
mit Vertragsabschluss.  
 
2. Der Käufer kann zehn Tage nach Über-
schreiten eines unverbindlichen Liefertermins 
oder einer unverbindlichen Lieferfrist den 
Verkäufer auffordern zu liefern. Mit dem Zugang 
der Aufforderung kommt der Verkäufer in Verzug.  
 
Hat der Käufer Anspruch auf Ersatz eines Ver-
zugsschadens, beschränkt sich dieser bei leichter 
Fahrlässigkeit des Verkäufers auf höchstens 5% 
des vereinbarten Kaufpreises. 
 
3. Will der Käufer darüber hinaus vom Vertrag 
zurücktreten und/oder Schadensersatz statt der 
Leistung verlangen, muss er dem Verkäufer nach 
Ablauf der Zehn-Tages-Frist gemäß Ziffer 2 
dieses Abschnitts eine angemessene Frist zur 
Lieferung setzen. 

 
Hat der Käufer Anspruch auf Schadensersatz statt 
der Leistung, beschränkt sich der Anspruch bei 
leichter Fahrlässigkeit auf höchstens 25% des 
vereinbarten Kaufpreises. Ist der Käufer eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts, ein 
öffentlich-rechtliches Sondervermögen oder ein 
Unternehmer, der bei Abschluss des Vertrages in 
Ausübung seiner gewerblichen oder selbständi-
gen beruflichen Tätigkeit handelt, sind Schaden-
ersatzansprüche bei leichter Fahrlässigkeit aus-
geschlossen.  
 
Wird dem Verkäufer, während er in Verzug ist, die 
Lieferung durch Zufall unmöglich, so haftet er mit 
den vorstehend vereinbarten Haftungs-
begrenzungen. Der Verkäufer haftet nicht, wenn 
der Schaden auch bei rechtzeitiger Lieferung 
eingetreten wäre. 
 
4. Wird ein verbindlicher Liefertermin oder eine 
verbindliche Lieferfrist überschritten, kommt der 
Verkäufer bereits mit Überschreiten des 
Liefertermins oder der Lieferfrist in Verzug. Die 
Rechte des Käufers bestimmen sich dann nach 
Ziffer 2, Satz 3 und Ziffer 3 dieses Abschnitts. 
 
5. Die Haftungsbegrenzungen und 
Haftungsausschlüsse dieses Abschnitts gelten 
nicht für Schäden, die auf einer grob fahrlässigen 
oder vorsätzlichen Verletzung von Pflichten des 
Verkäufers, seines gesetzlichen Vertreters oder 
seines Erfüllungsgehilfen beruhen sowie bei  
Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit. 
 
6. Höhere Gewalt oder beim Verkäufer oder des-
sen Lieferanten eintretende Betriebsstörungen, 
die den Verkäufer ohne eigenes Verschulden 
vorübergehend daran hindern, den Kaufgegen-
stand zum vereinbarten Termin oder innerhalb der 
vereinbarten Frist zu liefern, verändern die in Zif-
fern 1 bis 4 dieses Abschnitts genannten Termine 
und Fristen um die Dauer der durch diese Um-
stände bedingten Leistungsstörungen. Führen 
entsprechende Störungen zu einem Leistungsauf-
schub von mehr als vier Monaten, kann der Käu-
fer vom Vertrag zurücktreten. Andere Rücktritts-
rechte bleiben davon unberührt. 
 
 
III. Abnahme 
 
1. Der Käufer ist verpflichtet, den Kaufgegenstand 
innerhalb von acht Tagen ab Zugang der Bereit-
stellungsanzeige abzunehmen. Im Falle der 
Nichtabnahme kann der Verkäufer von seinen 
gesetzlichen Rechten Gebrauch machen. 
 
2. Verlangt der Verkäufer Schadensersatz auf-
grund eines gesetzlichen Anspruchs, so beträgt 
dieser 10% des Kaufpreises. Der Schadenersatz 
ist höher oder niedriger anzusetzen, wenn der 
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Verkäufer einen höheren Schaden nachweist oder 
der Käufer nachweist, dass ein geringerer oder 
überhaupt kein Schaden entstanden ist. 
 
 
IV. Eigentumsvorbehalt 

 
1. Der Kaufgegenstand bleibt bis zum Ausgleich 
der dem Verkäufer aufgrund des Kaufvertrages 
zustehenden Forderungen Eigentum des 
Verkäufers. 
 
Ist der Käufer eine juristische Person des öffent-
lichen Rechts, ein öffentlich-rechtliches Sonder-
vermögen oder ein Unternehmer, der bei Ab-
schluss des Vertrages in Ausübung seiner ge-
werblichen oder selbständigen beruflichen Tätig-
keit handelt, bleibt der Eigentumsvorbehalt auch 
bestehen für Forderungen des Verkäufers gegen 
den Käufer aus der laufenden Geschäftsbezie-
hung bis zum Ausgleich von in Zusammenhang 
mit dem Kauf zustehenden Forderungen. 
 
Auf Verlangen des Käufers ist der Verkäufer zum 
Verzicht auf den Eigentumsvorbehalt verpflichtet, 
wenn der Käufer sämtliche mit dem Kaufgegen-
stand im Zusammenhang stehende Forderungen 
unanfechtbar erfüllt hat und für die übrigen For-
derungen aus den laufenden Geschäftsbeziehun-
gen eine angemessene Sicherung besteht. 
 
2.  Der Käufer ist berechtigt, den Kaufgegenstand 
im ordnungsgemäßen Geschäftsverkehr zu verar-
beiten und zu veräußern, solange er nicht in Ver-
zug ist. Verpfändungen oder Sicherungsübereig-
nungen sind unzulässig. Die aus dem Weiterver-
kauf oder einem sonstigen Rechtsgrund bezüglich 
des Kaufgegenstandes entstehenden 
Forderungen tritt der Käufer bereits jetzt 
sicherungshalber in Höhe des 
Rechnungsbetrages gemäß Abschnitt I. 
„Zahlung“, Ziffer 1 an den Verkäufer ab. Der Ver-
käufer ermächtigt ihn widerruflich, die an den 
Verkäufer abgetretenen Forderungen für dessen 
Rechnung im eigenen Namen einzuziehen. Diese 
Einziehungsermächtigung kann nur widerrufen 
werden, wenn der Käufer seinen Zahlungsver-
pflichtungen nicht ordnungsgemäß nachkommt. 
 
 
V. Haftung für Sachmängel 

 
1. Ansprüche des Käufers wegen Sachmängeln 
verjähren bei neuen Fahrzeugteilen in zwei 
Jahren, bei gebrauchten Teilen in einem Jahr, 
jeweils ab dem Zeitpunkt der Übergabe des 
Kaufgegenstandes. 
 
Wenn der Käufer eine juristische Person des 
öffentlichen Rechts, ein öffentlich-rechtliches 
Sondervermögen oder ein Unternehmer ist, der 

bei Abschluss des Vertrages in Ausübung seiner 
gewerblichen oder selbständigen beruflichen 
Tätigkeit handelt, verjähren die Ansprüche wegen 
Sachmängeln bei neuen Fahrzeugteilen in einem 
Jahr ab dem Zeitpunkt der Übergabe des 
Kaufgegenstandes; bei gebrauchten 
Fahrzeugteilen ist die Sachmängelhaftung 
ausgeschlossen. 
 
2. Die Verjährungsverkürzungen und der 
Ausschluss der Sachmängelhaftung in Ziffer 1 
dieses Abschnitts gelten nicht für  Schäden, die 
auf einer grob fahrlässigen oder vorsätzlichen 
Verletzung von Pflichten des Verkäufers, seines 
gesetzlichen Vertreters oder seines 
Erfüllungsgehilfen beruhen sowie bei der 
Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit. 
 
3. Hat der Verkäufer aufgrund der gesetzlichen 
Bestimmungen für einen Schaden aufzukommen, 
der leicht fahrlässig verursacht wurde, so haftet 
der Verkäufer beschränkt: 
Die Haftung besteht nur bei Verletzung 
vertragswesentlicher Pflichten, etwa solcher, die 
der Kaufvertrag dem Verkäufer nach seinem 
Inhalt und Zweck gerade auferlegen will oder 
deren Erfüllung die ordnungsgemäße 
Durchführung des Kaufvertrages überhaupt erst 
ermöglicht und auf deren Einhaltung der Käufer 
regelmäßig vertraut und vertrauen darf. Diese 
Haftung ist auf den bei Vertragsabschluss 
vorhersehbaren typischen Schaden begrenzt. 
 
Ausgeschlossen ist die persönliche Haftung der 
gesetzlichen Vertreter, Erfüllungsgehilfen und 
Betriebsangehörigen des Verkäufers für von 
Ihnen durch leichte Fahrlässigkeit verursachte 
Schäden. 
 
Für die vorgenannte Haftungsbegrenzung und 
den vorgenannten Haftungsausschluss gilt Ziffer 2 
dieses Abschnitts entsprechend. 
 
4. Unabhängig von einem Verschulden des 
Verkäufers bleibt eine etwaige Haftung des 
Verkäufers bei arglistigem Verschweigen eines 
Mangels, aus der Übernahme einer Garantie oder 
eines Beschaffungsrisikos und nach dem 
Produkthaftungsgesetz unberührt. 
 
5. Soll eine Mängelbeseitigung durchgeführt 
werden, gilt folgendes: 
 
a) Ansprüche wegen Sachmängeln hat der Käufer 
beim Verkäufer geltend zu machen. Bei 
mündlichen Anzeigen von Ansprüchen ist dem 
Käufer eine schriftliche Bestätigung über den 
Eingang der Anzeige auszuhändigen. 
 
b) Ersetzte Teile werden Eigentum des 
Verkäufers. 
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VI. Haftung für sonstige Schäden 

 
1. Sonstige Ansprüche des Käufers, die nicht in 
Abschnitt V. „Haftung für Sachmängel“ geregelt 
sind, verjähren in der regelmäßigen 
Verjährungsfrist. 
 
2. Die Haftung wegen Lieferverzuges ist in 
Abschnitt II. „Lieferung und Lieferverzug“ 
abschließend geregelt. Für sonstige 
Schadensersatzansprüche gegen den Verkäufer 
gelten die Regelungen in Abschnitt V. „Haftung für 
Sachmängel“, Ziffer 3 und 4 entsprechend. 
 
 
VII. Gerichtsstand 
 
1. Für sämtliche gegenwärtigen und zukünftigen 
Ansprüche aus der Geschäftsverbindung mit 
Kaufleuten einschließlich Wechsel- und Scheck-
forderungen ist ausschließlicher Gerichtsstand der 
Sitz des Verkäufers. 
 
2. Der gleiche Gerichtsstand gilt, wenn der Käufer 
keinen allgemeinen Gerichtsstand im Inland hat, 
nach Vertragsabschluss seinen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthaltsort aus dem Inland ver-
legt oder sein Wohnsitz oder gewöhnlicher 
Aufenthaltsort zum Zeitpunkt der Klageerhebung 
nicht bekannt ist. Im Übrigen gilt bei Ansprüchen 
des Verkäufers gegenüber dem Käufer dessen 
Wohnsitz als Gerichtsstand. 
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